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Für ein geſchloſſenes Züſammengehen der geſamten Arbeiter

bewegung. Ein ſcharker Trennungsſtrich gegen den
Nationalismus.

die Ruhrbeſetzung geſchaffenen innen und außenpolitiſchen Lage.
Ein ſtimmig wurde folgende Entſchließung angenommen:

Der Parteiausſchuß erklärt ſeine Zuſtimmung zu den Richt-
linien, die von der Vorſtändekonferenz am 19. Januar beſchloſſen
wurden und fordert die Parteigenoſſen auf, einig und ge-
ſchloſſen in ihrem Sinne zu wirken. Er wiederholt, daß
die enwärtige gefahrdrohende Situation ein geſſchloſſe-
nes uſammengehen der geſamten Arbeiter-
bewegung erfordert, daß es ihre Aufgabe iſt, alles zu tun, um
die Abwehr des gewalttätigen franzöſiſchbelgiſchen Einmarſches
in friedliches Gebiet durch zweckdienliche Maßnahmen zu unter
ſtützen und alles zu unterlaſſen, was geeignet iſt, dieſe Abwehr zu
ſtören und die Pläne des franzöſiſchen Jmperialismus zum Er-
folg zu führen. Zugleich erinnert er an die Notwendigkeit, ſcharf

d 2337 r rung zu ziehen un n Kampf en die politiſReaktion nachdrücklich fortzuſetzen. d ges veltewwe
Der Parteiausſchuß widerſpricht mit Entſchiedenheit der von der

franzöſiſchen Regierungspropaganda aufgeſtellten beleidigenden
ehauptung, daß der Widerſtand der Arbeiter, Angeſtellten und

Beumten gegen die militäriſche Jnvaſton Frankreichs auf eine An
weiſung der Reichsregierung zurückzuführen ſei. Die Arbeiter,

eſtellten und Beamten führen dieſen Kampf aus eigenem
ntrieb zur Verteidigung ihrer Menſchenwürde

und ihrer Freiheit gegen eine militariſtiſche Gewalt, die durch ihre
ſich ſtändig ſteigernde Brutalität den Proteſt der ganzen Welt
heransfordert.

Der Parteiausſchuß dankt den ſozialiſtiſchen Arbeitern des Aus
Iands für die zahlreichen Beweiſe ihrer brüderlichen Geſinnung
und bittet ſie, in der Unterſtützung des kämpfenden Ruhrproleta
riats nicht zu erlahmen. Er iſt ſich in Uebereinſtimmung mit den
Beſchlüſſen der internationalen Organiſationen deſſen bewußt, daß
der gegenwärtige Kampf nicht als ein Konkurrenzkampf der Kapi-
taliſten verſchiedener Länder geführt werden darf, ſondern daß er
geführt werden muß als Kampf der Arbveiterklaſſe
SeAnd dur r dem h eine gerechtendigung über eparationslaſten und eine endlifriedung Europas herbeizuführen. ndiae Be

Der Parteiausſchuß erinnert ſchließlich die Reichsregierung anihre Vertntwortung für einen rkungsvo fie er J uf
per der gegr Wie durch eine gausreichende Ver
orgung arbeitenden Bevölkerung mit dem notwendiLebensbedarf geſichert werden muß. a

Der Appell an das amerikaniſche Gewiſſen
Der deutſche Gewerkſchaftsappell nicht einmal zur Beratung

geſtellt. Jede Jntervention abgelehnt.
Neuyork, 6. Februar. Der Aufruf der deutſchen Gewerk-

ſchaften in Amerika, in der Ruhrfrage zu intervenieren, wurde
durch den Gewerkſchaftsführer Samnel Gompers dem Senat
und dem Repräſentantenhaus übergeben. Weder Senat nych Re
präſentantenhans erklärten ſich bereit, die Denkſchrift anf die
Tagesordnung zu ſetzen. Verſchiedene Sprecher erklärten ſich
gegen jede Jntervention Amerikas. Jn einem Begleit-
ſchreiben legte Gompers dar, daß er den Pryteſt Deutſchlands nur
inſofern billige, als er ſich gegen Zwangs arbeiten im
Ruhrgebiet unter der Drohung militäriſcher Druckmittel Frank
reichs wende. Aber er ſtimme mit Frankreich darin überein, daß
dies das Recht auf Reparationszahlungen habe.

Bei einer Beſprechung des Antrags Gompers im Repräſentanten
haus erklärte Porter (Republikaner), der Präſident der Kom
miſſion für auswärtige Angelegenheiten, daß das Hans ſich für
die Jntervention nicht ausſprechen könne, da mehrere Mitglieder
im Kongreß der Ueberzeugung ſeien, daß Frankreich das Recht
hatte, als es das Ruhrgebiet beſetzte.

Die durch eine bürgerliche Nachrichtenagentur verbreitete Mel-
dung über den Beſchluß des Parlaments, über den Appell der
deutſchen Gewerkſchaften zur Tagesordnung überzugehen, über-
raſcht uns nicht im geringſten. Der Beſchluß entſpricht der Ein
tellung, die Amerika zu der ganzen Frage zurzeit einnimmt. J

m Appell wurde denn auch ausdrücklich geſagt, daß er kein Pe
ſuch ſei, Amerika zu bewegen, eine beſtimmte Haltung zu ten
der einen oder der anderen Partei einzunehmen. Er wenve ſich
an das Ehrgefühl Amerikas und an ſeinen Sinn für an-
ſtändiges Spiel. Jn dieſem Sinne wird der Appell der deutſchen

werkſchaften ſeine Wirkung auf das amerikaniſche Volk und
vor allem auf die Arbeiterklaſſſe nicht verfehlen, auch wenn
Senat und Repräſentantenhaus aus formellen Gründen den Appell
nicht auf die Tagesordnung geſtellt haben.

Ausdehnung des Beſatzungsgebietes.
Düſſeldorf, 7. Febrnar. Lennep und Krebsöge ſind
ſtern beſetzt worden. Die Truppen ſcheinen auf Radevormwald

borzu gehen.

Der Parteiausſchuß beſchäftigte ſich am Dienstag mit der durch

halle, Mittwoch, den 7. Februar

Für Einheit und Geſchloſſenheit.
ilitariſſerung des Eiſenbahnverkehrs.
Wer ſeine Pflicht tut, kommt vor das Kriegsgericht.

Offenburg, 6. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Den pfälziſchen Eiſenbahnern wurde am Dienstag von der fran

zöſiſchen Beſatzung folgender Befehl übermittelt, trotzdem die Be
ſatzungstruppen beim Einbruch in badiſche Gebietsteile ausdrück-
lich erklärten, daß eine Militarifierung der pfälziſchen Bahnen
nicht vorgenommen werden ſoll:

„Von dem Oberkommandierenden der alliierten Beſatzungs-
truppen wird dies befohlen: Sämtliches Perſonal der Eiſen-
bahn hat an Ort und Stelle ſeinen Dienſt aufrechtzuerhalten
und alle Befehle auszuführen, die ihm in ſeinem Auftrage von
der interalliierten Feldeiſenbahnkommiſſion und ihren unter-
geordneten Stellen erteilt werden. Gemäß Verordnung Art. 6
der Hohen Jnteralliierten Rheinlandkommiſſion werden Ver-
gehen aller Art gegen den vorliegenden Befehl kriegs-
gerichtlich verfolgt.“

Handſchriftlich war dieſem Befehl folgendes hinzugefügt:
„Vom 6. Februar 1923 an iſt das pfälziſche Eiſenbahnnetz unter

den Befehl des Oberkommandierenden der Beſatzungstruppen
geſtellt. Die auf ihren Poſten verbleibenden Beamten und Ar-
beiter behalten alle ihre Rechte und Vorteile und werden als
entſchloſſen, den militäriſchen Befehlen Folge zu leiſten, be
trachtet. Unruheſtifter werden ſofort dem Kriegsgericht aus
geliefert und ſtrengſten Strafen ausgeſetzt werden.“

Aus dieſem Befehl und der ihm hinzugefügten handſchrift-
lichen Anmerkung ergibt ſich klar die franzöſiſche Taktik. Man ver
ſucht jetzt von Baden aus die Eiſenbahn zu militariſieren, um dieſe
Taktik dann auf den Direktionsbezirk Mainz und weiter aus-
zudehnen.

Karlsruhe, 7. Februar. Jm Bezirk der Eiſenbahndirektion
Karlsruhe iſt der Betrieb bis Offenburg und Appenweier ſeit heute
nacht ſtillgelegt, nachdem die Franzoſen gewaltſame Eingriffe
unternommen hatten. Die Franzoſen brachten geſtern etwa
120 Mann Eiſenbahntruppen nach Offenburg, vermutlich, um zu
verſuchen, den Betrieb auf der Strecke Offenburg Appenweier
für ihre Zwecke in Gang zu bringen.

An die Wand:
Hamm, 6. Februar. (WTB.) Wegen des Streiks der Eiſen-

bahner ſind die Stellwerke des Bahnhofs Friemersheim (Kreis
Möhr) unbrauchbar gemacht worden. Franzöſiſche Soldaten
wollten unter Führung eines Offiziers von den Eiſenbahnern die
Durchführung des regelrechten Verkehrs erzwingen. Als dieſe ſich
weigerten, wurden einzelne von ihnen mit den Köpfen gegen die
Weichenblöcke geſtoßen. Sie verharrten auch bei weiterer Miß-
handlung auf ihrer Ablehnung. Dann wurden ſie an die Wand
geſtellt und mit Erſchießung bedroht. Sodann wurde der Bahn-
hofsvorſteher gerufen und mit anf die Bruſt geſetztem Revolver
aufgefordert, dem Befehl der Franzoſen Folge zu leiſten. Der
Stationsvorſteher antwortete: „Jhren Befehlen gehorche ich nicht.
Bitte, erſchießen Sie mich.“ Darauf zogen die Franzoſen un-
verrichteter Dinge ab.

Franzöſiſches Eingeſtändnis.
„Nicht ein Gramm Kohle oder Koks für Frankreich ſeit dem
Tage der Ruhrbeſetzung.“ Der ziemlich komplizierte

Eiſenbahnbetrieb.
Aus Paris wird gemeldet:
Jm „Figaro“ unterſucht der außenpolitiſche Redakteur des

Blattes, Henry Bidon, die Lage im Ruhrgebiet. Da der
„Figaro“ auch von Daudet nicht der Deutſchfreundlichkeit bezich-
tigt werden kann, lohnt es, die Hauptfolgerungen wiederzugeben.
Bidon ſagt: „Es iſt nur allzu gewiß, daß ſeit dem erſten Tage der
Ruhrbeſetzung die Zufuhren von Kohlen und Koks und Farben-
ſtoffen nach Frankreich aufgehört haben. Man muß dem Publikum
die Dinge ſo darſtellen, wie ſie ſind. Es wurde viel ge-
redet über die 34 Waggons, die nach Deutſchland gehen ſollten
und von unſeren Leuten aufgehalten worden ſind. Aber es iſt
leider nicht offiziell mitgeteilt worden, daß dieſe Kohlen nicht bis
zur Grenze gelangt, ſondern auf Umwegen doch wieder nach

m

Deutſchland zurückgebracht worden ſind. Seit drei
Wochen iſt auch nicht ein Gramm Kohle oder Koks
nach Frankreich gekommen. Die Wirkungen dieſer Be-
ſchränkung machen ſich fühlbar. Man hat verſucht, durch Ankäufe
in England Abhilfe zu ſchaffen, und es ſcheint, daß ſich bisher
noch nichts beſonders Schlimmes ereignet hat. Aber man muß
bei allen Berichten große Vorſicht hegen, weil in dieſen Angelegen-
heiten jeder nach ſeinen perſönlichen Intereſſen die Tatſachen zu
übertreiben oder zu verringern ſucht. Jedenfalls weiß ich
nicht, was morgen geſchehen wird. Die Deutſchen
haben es fertiggebracht, den Ruhrverkehr ſtillzulegen. Das iſt das
weſentliche. Hat es einen Zweck, das zu verheimlichen? Der
Schwindel mit zurechtgemachten Depeſchen kann zu nichts führen.
Weshalb haben wir nicht ſofort den Eiſenbahnverkehr geregelt?
Aus zwei Gründen: erſtens, weil das Eiſenbahnnetz des Ruhr-
gebiets zizmlich kompliziert iſt (1) und ein improviſiertes Zug
perſonal einfach nicht auskennt; zweitens, weil die Deutſchen
mit dem Generalſtreik drohen wenn das deutſche Perſonal voll
ſtändig durch Franzoſen erſetzt werde. Jſt darauf zu rechnen, daß
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wir den Verkehr in einer gewiſſen Zeit wieder-
herſtellen können? Darauf kommt alles an, denn in
dieſer Zeit wird über die Löſung des Problems entſchieden werden.
Damit die Lage für uns befriedigend wird, iſt es notwendig, daß
erſtens die franzöſiſche Jnduſtrie ſolange auf deutſche
Koble und Koks verzichten kann, ohne Schaden zu leiden, und daß
zweitens der Verkehr in Ordnung kommt, ehe die auf den Halden
angehäuften Kohlen jede weitere Förderung unmöglich machen.
Denn eine Arbeitseinſtellung mit der moraliſchen Ver
pflichtung, für uns die Berölkerung verſorgen zu müſſen,
tann ernſthafte Folgen haben.“ Bidou glaubt, daß der ſchwerſte
Schlag den Deutſchen zugefügt werden könne durch die Ein-
führung einer neuen Münzeinheit (?7) im Ruhrgebiet.
„Aber man darf ſich nicht einreden laſſen,“ fuhr er fort, „daß eine
ſolche Operation leicht und ohne Riſiko für uns wäre.“ So urteilt
eine Zeitung, die weder radiktal iſt, noch den Miniſterpräſidenten
Poincaré grundſätzlich bekämpft.

Die ſoziale Fürſorge
in Sowjet-Rußland.

Auf was für eine Unterſtützung kann der von einem
Unfall betroffene invalide, alte oder arbeitsloſe Ar-
beiter in der Sowjetrepublik rechnen? Dieſe Frage
beantwortet Th. Dan in einer ſoeben im Verlag
J. H. W. Dietz (Berlin-Stuttgart) erſchienenen Bro
ſchüre: „Die Arbeiter in, Sowjet-Ruß
land“ (Die Bilanz der ruſſiſchen Wirtſchafts
politik), indem er folgendes ſchreibt:

Die erſte Periode der Revolution, in der eine beſondere „Ab
teilung für ſoziale Verſicherung im Arbeitsminiſterium geſchaffen
worden war, hatte auf dieſem Gebiete den Bolſchewiſten ein reiches
Erbe hinterlaſſen: ein Netz ſich ſelbſt verwaltender Krankenkoſſen.
eine vollkommen fertiggeſtellte Geſetzesvorlage über Arbeitsloſen-
verſicherung; weit fortgeſchrittene Arbeiten zur Einführung der
Invaliden und Altersverſicherung und zur Ausdehnung aller
Arten der Verſicherung auf ſämtliche Formen der Lohnarbeit.

Dies alles wurde von den Bolſchewiſten mit einem Federſtrich
ausgelöſcht und dem kommuniſtiſchen Doktrinarismus zum Opfer
gebracht. Die Kommuniſten argumentietten folgendermaßen Jm
Sowjetſtaat gibt es keine und darf es keine Lohnarbeit geben; es
darf alſo auch keine beſondere Vertretung der Arbeiterintereſſen
geben, da dieſe Vertretung in den Händen des „Arbeiterſtaates“
liegt. Deshalb darf es auch keine Verſicherungsorganiſation geben.
An ihre Stelle muß vielmehr die ſoziale Fürſorge für alle
Formen der Not treten, die der Staat übernehmen muß. Auf dem
Papier wurden demgemäß goldene Berge verſprochen; der Staat
übernahm es, ausnahmslos alle Bürger gegen Krankheit, Jn
validität, Alter, und ſelbſt für den Fall von Feuerſchäden, Dieb
ſtählen, Abnutzung der Kleidung uſw. zu ſichern Arbeitsloſigkeit
wurde unter dem kommuniſtiſchen Regime nicht vorausgeſetzt).
Eheſchließung und Beſtattung, Waiſenpflege, Säuglingsfürſorge,
Kindererziehung überall verſprach der ſegenſpendende Stact
ſeine aktive Unterſtützung.

Aus der Schilderung der ökonomiſchen Lage des Sowjetſtaates
geht deutlich hervor, daß die poſitive Arbeit auf dieſem Gebiete
ſelbſt beim beſten Willen ganz minimal fein mußte. Nach dem
Uebergang zur wirtſchaftlichen Betriebsführung“ wurde dieſe
Tätigkeit vollkommen gelähmt; es blieben als vereinzelte Jnſeln
lediglich einige Arbeiterſanatorien und Kinderheime zurück, mit
denen die kommuniſtiſche Preſſe oft heute noch prunkt, um die an

geblich bevorzugte Stellung der Arbeiter in der Sowjetrepublik
herauszuſtreichen. Aber in dieſe Muſteranſtalten gelangen nur
einige Dutzend Arbeiter nebſt ihren Kindern, während Hundert
tauſende und Millionen hilfslos zugrunde gehen.

Stieß die ſchöpferiſche Arbeit auf dem Gebiete der ſozialen Für
ſorge auf unüberwindliche Hinderniſſe, die man leicht hätte vor
ausſehen können, ſo wurde die leichtere Arbeit der Zerſtörung
der Verſicherungsorganiſationen bis zur Ende
durchgeführt. Laut Dekret vom 18. November 1918 wurden die
Krankenkaſſen beſeitigt und die Selbſtverwaltung der Verſicherten
aufgehoben; gleichzeitig wurde das ganze Syſtem des Aerzte und
Heilmittelweſens bei den Krankenkaſſen zerſtört, deſſen Schaffung
ſo viel Arbeit der fortgeſchrittenſten Arbeiter erfordert hatte.

Welche Ergebniſſe dies zeitigen mußte, iſt ohne weiteres klar.
Von den ihnen auf dem Papier zugeſicherten Unterſtützungen er
halten die Arbeiter entweder gar nichts oder ſo wenig, daß dies
gar keine Bedeutung für ſie haben kann. Zudem hat die Organi
ſation der ſozialen Fürſorge einen erniedrigenden bureaukratiſch
vhilantropiſchen Charakter angenommen. Jm übrigen erteilen
wir dem Verfaſſer des unglückſeligen Dekrets vom 13. November.
N. Miljutin, ſelber das Wort. Jn der „Ekonomitſcheſkaja Shiſn“
vom 5. Juli 1921 ſchreibt er über ſeine Schöpfung, die „Sogziale
Fürſorge“, daß ſie „de fneto die Formen des früheren Wohltätig-
keitsreſſorts der Kaiſerin Maria angenommen“ habe; daß ſie ſich
von den Betrieben losgelöſt“; daß „ihr Apparat, der noch vor der
Revolution auf der Selbſtverwaltung der Arbeiter aufgebaut war
ind den Arbeitern wohl noch näher ſtand als die Gewerkſchaften,
egemvärtig in eine gewöhnliche Bureaukratenkanglei mit allen
ren negativen Seiten verwandelt worden ſei“. erübrigt ſich.

dieſem Bekenntnis von, autoritativer Seite auch nur ein Wort

hinzuzufügen.
Nach der Einführung der „neuen Wirtſchafts litik“ iſt ſogar

Aufrechterhalinng der Fiktion der allumfaſſenden „ſogialen



Fürſorge ar Koſten des unmdglich geworben. Man ſieht
ſich genötigt, zu den G der Verſicherung, der Eintreibung
von Beiträgen von den Arbeitern und Unternehmern uſw. zurück
zukehren.

Für Krankheitsfälle iſt heveits ein „Statut über Verſicherungs-
vnſſen“ eingeführt, das aber nicht nur gegenüber den ſich ſelbſt
verwaltenden Krankenkaſſen der erſten Revolutionsperiode, ſon
dern ſogar gegenüber den alten Krankenkaſſen aus der Zeit des
Zarismus, die auf Grund des Geſetzes vom 28. Juni 1912 funk
tionierten, eine weſentliche Verſchlechterung aufweiſt. Nach jenem
Geſetz wählten die verſicherten Arbeiter ſ ihre Bevollmächtigten
zur Delegiertenverſammlung, vor der der verantwortlich
war; nach dem neuen Sowjetgeſetz jedoch w die Delegierten
von den Betriebsausſchüſſen (die de facto von oben ernannt wer
den) gewählt, während der Vorſitzende der Krankenkaſſe vom Kom
miſſariat für ſoziale Fürſorge beſtätigt wird, ihm gegenüber die
Stellung eines Beamten einnimmt und vor ihm und vor dem
Vorſtand der Kaſſe verantwortlich iſt. Das Recht der iſation
der ärztlichen Hilfe wird nach dem neuen Statut den Kaſſen nicht
zurückgegeben, und ſoweit die Betriebe in ihrem ei Intereſſe
es als notwendig erachten, den Arbeitern eine ſolche Hilfe zu er
weiſen, wird das von den Unternehmern organiſierte Fabrik-
medizinalweſen traurigen Angedenkens wieder ins Leben gerufen,
gegen das die ruſſiſchen Proletarier ſo lange gekämpft haben.

Die Jnvaliden- und Arbeitsloſenunterſtützungen werden gleich
falls wieder auf der Grundlage der Verſicherung aufgebaut. Aber
hier wird nicht das geringſte geſchaffen, was dem Kaſſenſyſtem
ähnlich ſähe. Alles bleibt vielmehr in den Händen der Bureau-
kratie des Kommiſſariats für ſoziale Fürſorge, deſſen Charak
teriſtik wir ſoeben aus dem Munde Miljutins vernommen haben.

Vergleichen wir nun die von den Bolſchewiſten geſchaffene Ar
beitsloſenverſicherung mit der Geſetzesvorlage der Vor
länfigen Regierung, die nur infolge des bolſchewiſtiſchen November
umſturzes nicht in Kraft getreten iſt. Nach dieſer Vorlage wurde
die unbeſchränkte Selbſtverwaltung der Verſicherten durch Organe
geplant, die von den Gewerkſchaften gewählt wurden; nach dem
herrſchenden bolſchewiſtiſchen Geſetz liegt alles in den Händen der
unkontrollierten Bureaukratie, vor der der Arbeiter als BVittſtelker
erſcheint. Nach der Vorlage der Vorläufigen Regierung erſtreckte
fich die Arbeitsloſenverſicherung auf „jede Perſon, deren Haupt-
exiſtenzmittel die Lohnarbeit iſt, die arbeitsfähig iſt, aber keine
Möglichkeit hat, eine entſprechende Arbeit gegen entſprechende Ent
Ilohnung zu finden“; nach dem volſchewiſtiſchen Geſetz haben An
ſpruch auf Unterſtützung nur qualifizierte Arbeiter der
ſiebente t und höheren Kategorien, während von den übrigen Ar-
beitern und allen Angeſtellten verlangt wird, daß ſie mindeſtens
drei Jahre gegen Entlohnung gearbeitet haben. Nach der Vorlage
der Vorläufigen Regierung wurden als höchſte Norm der Arbeits-
loſenunterſtützung vier Fünftel des durchſchnittlichen
Monatseinkommens des Verſicherten in den letzten drei
Monaten, aber nicht mehr als zwei Drittel des Durchſchnittslohnes
eines Hilfsarbeiters feſtgeſetzt. Die Bolſchewiſten bekämpften
ſeinerzeit dieſen Artikel. Jn ihren erſten Novemberdekreten ver-
ſprachen ſie allen Arbeitsloſen eine Unterſtützung, „die mindeſtens
ſo groß wie der volle Arbeitslohn“ ſein ſollte. Jetzt jedoch haben
ſie eine Arbeitsloſenunterſtützung von einem Sechſtel bis
höchſten s die Hälfte des ſogenannten Durch-
ſchnittslohnes feſtgeſetzt; in Wirklichkeit jedoch erreicht dieſer
„Durchſchnittslohn“, der auf Grund geheimer Rundſchreiben feſt
geſetzt wird, bei weitem nicht die Höhe des wirklichen niedrigſten
Lohnes eines Hilfsarbeiters. Jm Artikel von W. Juchwitz „Die
Verſorgung der Arbeitsloſen“ („Trud“ 1921 Nr. 178) wird mit
zyniſcher Offenheit erläutert, daß die Arbeitsloſenunterſtützung
„in den Händen des proletariſchen Staates als Waffe des öko-
nomiſchen Druckes auf dem Arbeitsmarkt dienen
müſſe. Auf dieſem Gebiete muß jede Philanthropie auf das
entſchiedenſte zurückgewieſen werden“. Deshalb verlangt. der Ver
faſſer, daß ausſchließlich qualifizierte Arbeiter unterſtützt
werden ſollen. Aber auch ſie dürfen nicht allzu ſehr verwöhnt wer
den: „Die höchſte Unterſtützungsgrenze der beſtqualifizierten Ar-
beiter darf keinen Anreiz zur paraſitären Exiſtenz auf Koſten des
Staates enthalten. Deshalb darf ſie den Arbeitslohn des am
wenigſten qualifizierten Arbeiters in dem betreffenden Bezirk nicht
überſchreiten.“ Es iſt kaum zu glauben, daß dieſe haßerfüllten
Zeilen aus der Feder eines „Kommuniſten“ ſtammen.

Aehnlich iſt auch die Jnvaliditätsverſicherung orga-
niſiert. Unterſtützungsberechtigt ſind lediglich die, die ihre Ar-
heitsfähigkeit durch Unfälle oder Berufskrankheiten eingebüßrt
haben; alle übrigen müſſen den Nachweis erbringen, daß ſie minde-
ſtens acht Jahre gegen Entlohnung gearbeitet haben. Außerdem
ſind nicht unterſtützungsberechtigt alle Jnvaliden, die ihre Arbeits-
fähigkeit nur zum Teil eingebüßt haben.

Die Ergebniſſe der bureaukratiſchen Organiſation der ſozialen
Fürſorge nebſt aller ihrer hier geſchilderten Einſchränkungen ſind
äußerſt traurig. Die Beſitzer der Betriebe und die Direktoren der
ſtaatlichen Truſts entrichten nicht nur ſelbſt nicht ihre Beiträge,
ſondern verwenden auch die von den Arbeitern eingezogenen Bei-

träge für Betriebszwecke. Die Arbeiter dekommen keine Unter
ſtützungen ausgezahlt. Hierzu folgende charakteriſtiſche Jlluſtra
tion aus einem Moskauer Bericht: Von 4445 Arbeitsloſen, die in
der Zeit vom 1. bis 21. Januar 1922 um Unterſtützung erſuchten,
erhielten nur 697 eine Unterſtützung, während 3748 einen ablehnen-
den Beſcheid bekamen.

Die geſamte Tätigkeit der Bolſchewiſten auf dem Gebiete der
ſogialen Fürſorge lief letzten Endes auf die Zerſtörung alles deſſen
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des GWVohnungsbaues.
Die Reichsregierung hat dem Reichstag eine Abänderung des

Wohnungsbaugbgabegeſetzes unterbreitet. Dieſer Entwurf fordert,
daß die Abgabe ab 1. Januar 1923 von den Nutzungsberechtigten
ſolcher Gebäude und Gebäudeteile, die vor dem 1. Juli 1018 fertig-

hinaus, was die Arbeiter früher aufgebaut hatten, vor allen geſtellt ſind, um das 15fache erhöht werden ſoll. Ferner ſoll die
Dingen auf die Beſeiti der Selbſtverwaltung der Arbeiter auf n e werden, die Höhe der mit Zudem Gebiete des Verſi fens i des Reichsrats abzuändern. eſe neüe Bela derieter, die insbeſondere die Lohn und Gehaltsempfänger krifft,

Die ſächſiſche Regierungskriſe.

Ein ergebnisloſer Wahlgang. Die Kommuniſten führen
eine parlamentariſche Harlekinade auf.
Dresden, 6. Februar. (Eigener Drahtbericht.)

Am Dienstag ſollte die Neuwahl des Miniſterpräſidenten im
gen Landtage, in dem 40 Sozialdemokraten, 19 Volks
parteiler, 19 Deutſchnationale, 10 Demokraten und 10 Kommuniſten
ſitzen, vorgenommen werden. Nach der Landesverfaſſung gilt der
Kandidat als gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen
Stimmen auf ſich vereinigt. Bei der Wahl gab jede Partei ihre
Stimmen für einen Kandidaten aus ihren Reihen ab, was bei den
Kommuniſten wie eine parlamentariſche Harlekinade wirkte, weil
ſie zugleich den bürgerlichen Parlamentarismus“ verdonnerten,
entſchieden für eine ſich auf die Betriebsräte ſtützende Arbeiter
regierung eintraten, um dann für dieſes „bürgerliche Parlament“
einen Parteifreund vorzuſchlagen. Allgemeines Gelächter war die
Antwort auf dieſes widerſinnige Gebaren. Die Wahl ergab für
den Sozialdemokraten Buck 38 Stimmen, für den Deutſchnatio-
nalen 19, für den Volksparteiler 19, für den Demokraten 8, für den
Kommuniſten 10. Es erhielt alſo kein Kandidat die Mehrheit der
Stimmen. Darum wurde die Sitzung vertagt und eine neue mit
derſelben Tagesordnung für Dienstag nächſter Woche angeſetzt.

Nach der ergebnisloſen Wahl traten die Volksparteiler und die
Demokraten mit dem e an die Sozialdemokraten heran,
die Verhandlungen für die Bildung eines Kabinetts zu über-
nehmen. Das lehnte dieſe aber mit der Begründung ab, daß die
Aufgabe, eine neue Regierung zu bilden, denen zufalle, die die
Regierung geſtürzt hätten. Es muß nun abgewartet werden, was
der nächſte Dienstag bringt.

Sollte eine rein ſozialiſtiſche Minderheitsregierung, die die
Sozialdemokratie anſtrebt, nicht zuſtande kommen, dann dürfte
vor dem Eingehen in eine Koalition mit den Bürgerlichen die
Geſamtpartei Sachſens zu der Situation Stellung nehmen.

Franzöſiſche Gelder für die Hitlergarde.
„Nieder mit Frankreich!“ Her mit dem franzöſiſchen Frank.

Für wen arbeiten die Nationalſozialiſten
München, 6. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Die Münchener Morgenpreſſe veröffentlichte heute eine Zuſchrift
Hitlers, in der er behauptet, die Nationalſozialiſtiſche deutſche
Arbeiterpartei werde nicht durch franzöſiſche Gelder
unterſtützt. Faſt zur ſelben Stunde meldete der Polizeibericht
die Verhaftung des bekannten Stoßtruppführers
Lüdecke, gegen den ein Verfahren wegen Landesverrat
eingeleitet worden iſt. Lüdecke iſt eines der aktivſten Mit-
glieder der National ſozialiſtiſchen Arbeiter-
partei, ſteht in franzöſiſchen Dienſten und hat nach ſeinen
eigenen Angaben mit franzöſiſchen Franken einen
Hitlerſchen Stoßtrupp ausgerüſtet und unter-
halten. Man fand in ſeinem Beſitz große Beträge in Franken
und Dollars. Es iſt nicht. bekannt, daß die Parteileitung der
Nationalſozialiſtiſchen Partei gegen die Verwendung franzbſiſcher
Spitzelgelder zugunſten nationalſozigaliſtiſcher Sturmtrupps jemals
auch nur irgendwelche Einwendungen erhoben hat. Lüdecke hat es
verſtanden, von Reichswehrſoldaten Dienſtvorſchriften und Exerzier
reglements angeblich zu dem Zweck herauszulocken, um nach dem
Vorvbild der Reichswehr ſeine Sturmtrupps zu organiſieren,

Es iſt alſo amtlich feſtgeſtellt worden, daß die Nationalſozia-
liſtiſche deutſche Arbeiterpartei von franzöſiſchen Spitzeln durch
Franken unterſtützt wird. Herr Hitler, der jeden für einen Ver
leumder erklärt, der die Behauptung aufzuſtellen wagt, wird durch
dieſe Feſtſtellung amtlich ſelbſt als Verleumder ent-
larvt. Aber noch mehr als das. Von welcher Sorte dieſe „natio
nale“ Bewegung iſt, konnte man ſchon daraus erſehen, daß Hitler
nach Beſetzung des Ruhrgebietes davor warnte, „Nieder mit
Frankreich zu rufen, und ſtatt deſſen die Parole m
„Nieder mit den Novemberverbrechernl!“ etzt,
nachdem auch noch amtlich die Unterſtützung dieſer „nationalen“
Bewegung durch franzöſiſche Gelder feſtgeſtellt worden iſt, dürfte
auch der eingefleiſchteſte Nationaliſt zu der Ueberzeugung ge-
kommen ſein, daß es politiſche Lumpen ſind, die für ein
paar Franken und Dollars ihr Vaterland verraten. Das traurigſte
aber iſt, daß die bayeriſche Regierung vor dieſen „deutſchen“ Maul
helden ſchon in die Knie ſinkt, wenn ſie mit den Augen rollen.

wird eine ſtarke Beunruhigung hervorrufen. Würden wir aber
ere Ste zu der Vorlage nur von dem einen Geſichtspunkt

abhängig machen, ob die neue Belaſtung bei dem jetzigen Ein-
kommen der Mieter getragen werden känne, ſo würden wir der
Bedeutung der Wohnungsfrage und den in Neubildung bezriffenen
Wohnrechtsfragen nicht gerecht.

Die gegen und die Mietzinsbildung iſt der einzige bedeu
tende Wirtſchaftszweig, für den die Kriegszwangswirtſchaft fort
entwickelt iſt und in der verſucht wird, ein neues Mietzins-
bildungs- und Wobnrecht zu ſtabiliſieren. Das Reichsmietengeſetz
beſeitigt die Alleinherrſchaft der Hauseigentümer bei der Feſt
ſetzung der Miete. Ohne die Zwangsbewirtſchaftung und ohne dieWirkſamkeit dieſes Geſetzes hätten wir heute ſicher den tauſend-
fachen Betrag der Friedensmiete zu entrichten. Die Grundrente
der Hausheſitzer und die Werte der Hypothekengläubiger wären
im gleich a emporgeſchnellt. Der Wohnungsausſchuß des
Reichstags hat das vorgelegte Mieterſchutzgeſetz in erſter Leſung
fertiggeſtellt. Dieſes Geſetz wird jedem Beſitzer einer Wohnung
ein geſetzliches Wohnrecht ſichern, und die Kündigung der Wohnung
wird hiernach nur auf dem Wege einer Klage beim ordentlichen
Gericht erfolgen können. Das bedeutet eine völlige Veränderung
des Rechtszuſtandes gegenüber den bisherigen Verhältniſſen. Die
Entſcheidung darüber, ob der Mieter aus ſeiner Wohnung durch
Kündigung entfernt werden kann, wird aus den Händen des inter-
eſſierten Hausbeſitzers genommen und einer objektiveren Stelle
zur Entſcheidung unterbreitet. Das iſt der Anfang eines demo

atiſchen Wohnrechts und einer Mietzinsbildung, die eine unrecht-
mäßige Bereicherung der Hauswirte und der Hypvothekare ver
hindern kann. Dieſe geringen Errungenſchaften werden allerdings
von den meiſten bürgerlichen Parteien und den materiell inter

„eſſierten Kreiſen mit allem Nachdruck bekämpft, und wenn es nach
deren Wunſch geht, ſo werden dieſe Einrichtungen nur eine

v Erſcheinung bleiben, an deren Stelle wird
recht bald die freie Wirtſchaft treten.

Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß die freie Wirtſchaft für
alle Mieterkreiſe eine ſehr große Gefahr bedeutet. Der beſte
Schutz hiergegen iſt: 1. die Erhaltung des alten Wohnbeſtandes,
damit keine Wohnung vorzeitig dem Verfall anheimfällt und
damit eine weitere Steigerung des Wohnraummangels eintritt;
2. durch eine möglichſt umfangreiche Wohnungsbautätigkeit, durch
die Erfaſſung allen verfügbaren Wohnraumes und Ausnützungaller Baulichkeiten, die zu Woh ecken um und ausgebaut werden
n eine möglichſt hohe Anzahl neuer Wohnungen zu er
richten.
Wenn dieſes Ziel erreicht werden ſoll, ſo werden wir uns ent
ſchließen müſſen. auch die hierfür erforderlichen Mittel auf-
zubringen. ürden in dieſem Falle die Mieterkreiſe verſagen, ſo
muß die Nachfrage nach Wohnungen und die Wohnungsnok ſelbſt
in einem Umfange ſteigen, daß die Not alle Dämme der organi-
ſierten Wohnungsbewirtſchaftung durchbricht und die Mietzins-
bildung und das in Bildung begriffene Woknrecht mit in den
Abgrund reißt. Die Folgen ſind leicht zu überſehen.

Die Fortführung der Wohnungsbautätigkeit iſt bei den heutigen
Baukoſten nur möglich, wenn für jede Wohnung ein erheblicher
Zuſchuß aus öffentlichen Mitteln bereitgeſtellt wird, deſſen Höhe
mit der weiteren Geldentwertung ſteigt. Der Hauptanteil dieſer
Koſten aber muß aus der Wohnungswirtſchaft ſelbſt genommen
werden, wie jeder, der volkswirtſchaftlich zu denken vermag, zu
geben muß. Darüber ſind auch die Vertreter der politiſchen Par
teien, die wirtſchaftlichen Organiſationen der Arbeiter aller Rich
tungen und die Vertreter der Mieterorganiſgtion einer Anſicht.
Sie gehen von der richtigen Erkenntnis aus, aß die Wohnungs-
W und die zu ihr gehörenden Jnduſtrien unter keinen
Umſtänden ſtillgelegt werden dürfen. Die Ausſchaltung dieſes
Wirtſchaftszweiges würde den völligen Zuſammenbruch unſerer
geſamten Wirtſchaft herbeiführen, den Millionen Wohnungsloſer
jede Hoffnung nehmen, jemals wieder ein eigenes Heim zu be

en und eine nicht abzuſehende Arbeitsloſigkeit herauf-
beſchwören.

„Betrachten wir die neue Abgabe im Lichte dieſer Tatſache, ſo
dürfte es kaum einen einſichtigen Politiker oder Wirtſchaftler
geben, der nicht bereit wäre. den Mietern zu empfehlen, die er
forderlichen Mittel aufzubringen. Es kann eingewandt werden
daß das Reichsmietengeſetz und deſſen Ausführungsbeſtimmungen
ſowie das Mieterſchutzgeeſtz große Mängel aufweiſen und daß das
bisherige Baukoſtenabgabegeſetz den Bauſtoffabrikanten und Bau-
ſtoffhändlern L. eſengewinne ermöglichte. Das iſt zuzugeben. Die
Hauptſchuld daran trägt die heutige Zuſammenſetzung des Reichstags und die Schwierigkeiten die heute der Durchführung jeder

neuen Linrichtung entgegenſtehen. So wichtig es iſt, die Be
deutung dieſer Vorkommniſſe richtig zu erkennen und deren Abhilfe
anzuſtreben, ſo darf doch nicht verkannt werden, daß es immerhin
nur Nebenerſcheinungen ſind, die unſere Aufmerkſamkeit von der
Kernfrage nicht ableiten dürfen.

DT Z

Die Arbeit des Reichskunſtwarts.
Die Beratungen des Poſtens für die Notgemeinſchaft der deut

ſchen Kunſt im Haushaltsausſchuß des Reichstages benutzte der
Abgeordnete Lic. Mumm zu einer Anfrage an den Reichskunſtwart
über ſeine Tätigkeit. Nachdem auch Abg. Schulz (Bromberg) des
wegen interpelliert hatte, verbreitete ſich Dr. Redslob ausführ-
lich über ſeine Arbeit als Reichskunſtwart.

Er betonte, daß ſeine Tätigkeit von dem Beſtreben geleitet war,
fern von allem Richtungsmäßigen auf ſachliche Geſichtspunkte hin
zuarbeiten. Jndem ſie in beſcheidener Weiſe eine Grundlage für
die verſchiedenſten Aufgaben zu ſchaffen ſuchte, mußte Redslob
nicht ſo ſehr den Blüten, als den Wurzeln unſeres künſtleriſchen
Schaffens nachgehen. So kam er zum Handwerk, zur Gründung
einer Arbeits gemeinſchaft für deutſche Hand-
werkskultur und nahm vom gleichen Gedankengang aus Ein-
fluß auf die Maſſen. Da wird man z. B. auf der nächſten
Leipziger Meſſe ein Bild der ganzen deutſchen bäuer-lichen Keramir finden; als Wanderausſtellung wird
dieſe Veranſtaltung durch ganz Deutſchland gehen. Von beſon-
derer Wichtigkeit iſt die Erhaltung unſerer Volkskunſt mit Be-
tonung ihrer landſchaftlichen Charaktere. Eine Ausſtellung
für deutſche Volkskunſt wird im großen vorbereitet. Um
unſerem guten Kunſtgewerbe vor Ausländern eine beſondere Per
kaufsmöglichkeit zu ſchaffen, wurden auf großen Ozeandampfern
Verkaufsläden dafür eingerichtet. Ein Abrücken vom Perſönlichen
zum Sachlichen ergibt ſich auch, indem der Reichskunſtwart nicht
nur von den Reichsbehörden, ſondern auch von kleineren deutſchen
Ländern und Gemeinden gutachtlich herangezogen wird. Auf die
Formgebung von Reichsſachen konnte er in Zuſammenarbeit mit
den verſchiedenſten Künſtlern Einfluß nehmen: die Früchte zeigt
die jetzt in Leipzig vom Bunde deutſcher Gebrauchsgraphiker ver-
anſtaltete Ausſtellung unſerer neuen amtlichen Graphik
von Münzen, Stempeln, Siegeln, Briefmarken
uſw. Die Ausſtattung des Verfaſſungstages in
ſeiner Berliner Feierlichkeit und der Glasfenſterſchmuck
des neuen Reichswirtſchaftsratsgebäudes waren

gleichfalls von Redslob veranlaßt. Für die Handwerkskultur-
veſtrebungen haben amerikaniſche Freunde Hilfe zugeſagt. Ein
ſchwieriges Kapitel iſt charakteriſtiſcherweiſe immer noch die Zu
ſammenarbeit der Behörden bei der Beratung künſtleriſcher Gegen

ſtände. Da wird z. B. der Reichskunſtwart in der Oeffentlichkeit
aufs ſchärfſte angegriffen, weil die neuen Banknoten nicht ge-
fallen, obwohl gerade er mit dieſer Frage gar nicht befaßt worden
iſt. Hoffentlich finden ſeine Verſuche, die neuen Briefmarken mit
Entwürfen von Bildern aus deutſchen Städten, auch des alt und
neubeſetzten Gebietes vorzubereiten, an der betreffenden behörd
lichen Stelle ein aufmerkſames Auge.

Die ganze Arbeit des Reichskunſtwarts ſoll vielleicht im Reichs
tag in einer kleinen Ausſtellung vorgeführt werden. Reds
lobs Ausführungen fanden im Haushaltsausſchuß einmütigen
Beifall.

Der Reichskunſtwart wird erſt dann eine allſeitig befriedigende
und für die deutſche Kunſt ſegensreiche Wirkſamkeit entfalten
können, wenn es nicht mehr in das Belieben der ein-

elnen Reichsbehörden geſtellt iſt, ob ſie ſich in Kunſt-
fragen ſeiner Mitwirkung bedienen wollen oder nicht. Dieſe Mit-
wirkung muß obligatoriſch ſein und es wäre dringend zu
wünſchen, daß Reichstag und Reichsregierung recht bald Maß-
nahmen ergriffen, die das Amt des Dr. Redslob mit den ent
ſprechenden Befugniſſen ausgeſtalten.

Kein freier Eintritt für Künſtler in Muſeen! Dem Preußiſchen
Landtag hatte der Reichswirtſchaftsverband bildender Künſtler ein
Geſuch um Wiedereinführung des freien Eintritts für Künſtler
in die ſtaatlichen Kunſtſammlungen eingereicht. Auf Empfehlung
des Ausſchuſſes hat trotzdem der Landtag die Bitte ohne Er-
örterung zurück gewieſen. Künſtler vertreter ſind
bei der Behandlung der ganzen Frage im Landtage ſo
wenig gehört worden wie ſeinerzeit bei der Regierung.

Das Ende der „Deutſchen Literatur-Zeitung“. Die altbekannte
„Deutſche Literatur-Zeitung“, die in 43 Jahrgängen Beſprechun-
gen von Werken aus allen Wiſſenſchaftsgebieten brachte und die
erſten Gelehrten Deutſchlands zu ihren ſtändigen Mitarbeitern
zählte, ſtellt nunmehr ihr Erſcheinen ein. Seit vielen Jahren gab
Profeſſor Paul Hinneberg ſie im Weidmannſchen Verlage heraus.

Haſtiſches Cheater- und Kunſtleben.
Jn der Literariſchen Geſellſchaft las Carl Söhle aus Dresden

geſtern abend „Sebaſtian Bachs Lehrjahre“. Söhle iſt Verfaſſer

zahlreicher humorvoller Muſikantengeſchichten. Sein Dichten iſt
Hinauslangen aus der Beſchaulichkeit in die ihn umgebende Welt,
um dexen Bilder etliche in ſeine Stille zu heben und einzurahmen.
Sein Schaffen iſt nicht die von letzter Notwendigkeit beſeſſene Be
wegung, ſondern eine jedem Begreifen nahe Verbindung des An
genehmen mit dem Nützlichen. Es war nicht von ungefähr, daß
Söhle nur einige Stunden der Kurzweil in Ausſicht ſtellte. Jm
Gegenſatz zu Brachvogel hat ſich Söhle (und auch das charakteri-
ſiert ihn) mögkichſt ſtreng an die Hiſtorie gehalten. Er ſpricht
von der „daſigen“ Orgel (im Gegenſatz zur „hieſigen“, was nicht
halb ſo ſchön klingt). Carl Söhle hat aber eine gewinnende Art, zu
erzählen (und er erzählte mehr. als er las). Seine Kunſt iſt fein,
ſauber und von Stil, aber nicht großartig und dem Letzten nahe
(wie etwa Carl Hauptmanns „Muſik“). Die Zuhörer dankten be
ſonders warm, denn Söhle macht es bequemer als Werfel. H. L.
Stadttheater. Heute und Freitag, abends 78 Uhr, wird „Die
Zauberflöte“ wiederholt; Donnerstag und Montag, 736 Uhr:
„Kater Lampe“, Komödie von Emil Roſenow; Sonnabend „Mona
Liſa“ von Schillings; Sonntag „Der Roſenkavalier“.

Jm ThaliaTheater wird am S. intagabend 738 Uhr „Der un
getreue Eckehart“, Schwank von Julius Sturm, zum erſtenmal
gegeben. Karten im Vornerkauf an der Kaſſe des Stadttheaters

Bücher und Schriften.
Wie der Kapitalismus entſtand. Von Dr. Walter Dietzel

112 Seiten. Grundpreis: 1,50 Mk. 700). Organiſationsaus
gabe: 1 Mk. (X 700). Verlag: Buchhandlung „Volksſtimme“
Magdeburg). „Ein Abriß der Entſtehung und Wirkung des Kapi

talismus und die Wege zu ſeiner Beſeitigung“ nennt der Ver-
faſſer ſeine Schrift. Das Werkchen iſt auf Wunſch von Magde-
burger Betriebsräten entſtanden, die gern „ſchwarz auf weiß nack
Hauſe tragen wollen“, was ſie vom Verfaſſer in einer Vortrags-
reihe gehört hatten. Das Buch hält, was es im Vorwort ver
ſpricht es iſt ein Leitfaden durch das verzwickte Gebilde, das wir
kapitaliſtiſche Wirtſchaft nennen, und ein Führer, der der Wahr
heit ins Geſicht fieht und ſeine Gefolgſchaft bilden, diſziplinieren
und mit ſozialiſtiſchem Geiſt erfüllen will. Lebendig geſchrieben,
volkstümlich, ohne ſeicht zu ſein, wird es jeden Leſer befriedigen.
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Es bedarf keiner deſonderen Betonung, daß alles aufzubieten
das den wucheriſchen Gewinnbeſtrebungen ein Ziel ſetzt und die
Bauſtoffe verbilligt. Davon muß ſogar die Stellung unſerer
Partei zu dieſer Vorlage abhängig gemacht werden. Dieſe Aktion
wird nach zwei Richtungen zu führen ſein. Einmal zur ſofortigen
Verbilligung beſtimmter auſtoffe durch Vereinbarungen oder
Verordnungen und zum anderen in Maßnahmen mit dem Ziele,
die Monopolwirtſchaft und Preis Ri ildn der Kartelle undähnlicher Organiſationen aufzuheben, nſchaltung der Kon
kurreng zu ermöglichen und den Konſumenten ein Kontroll und
Mitbeſtimmungsrecht zu ſichern.

Es bleibt noch zu erwägen, ob die Mieter aus dem bisherigen
Einkommen die neuen Laſten werden beſtreiten können, insbeſon
dere unter der Berückſichtigung ver Notwendigkeiten, die zu einer
Ausführung eines Bauprogramms von mindeſtens 50 000 Woh
nungen nötigt. Hierfür dürfte der angeforderte 15fache Betrag
auch dann nicht ausreichen, wenn noch andere Finanzquellen her
angeggaen werden. Dieſe außerordentliche Belaſtung der Lohnund Gehaltsempfänger müßte durch eine beſondere Ehbhn der

Löhne und Gehälter b rder werden. Die Durchführung dieſer
notwendigen Aufgabe darf nicht allen den Gewerkſchaften über
laſſen bleiben, ſondern daran müſſen Regierungen, Behörden und
Arbeitgeber im eigenen Intereſſe mitwirken.

Das alte Geſetz über Wohnungsabgabe ſieht Befreiu für
eine Anzahl ſozial ſchwächerer ichten vor. Die jetzige Vorlageerweitert dieſen Kreis um mehrere Kategorien, z. 8 Renten-
empfänger der Invaliden und Angeſtelltenverſicherung, Kriegs
beſchädigte, und ſonſtige Militärrentner,Kleinrentner und Perſonen, die Wartegzelder, Ruhegehälter,
Witwen- oder Waiſenpenſionen beziehen. Es iſt ernſtlich zu
prüfen, inwieweit eine noch weitere Befreiung notleidender Schich-
ten möglich iſt.

Die franzöſiſchen Kommuniſten und die Einheitsfront.
einer Havasmeldung aus Lille hat der ſozialiſtiſche Parteitag am
Dienstagvormittag das Angebot der Kommuniſtiſchen Partei, ſich
zu einer Einheitsfront zuſammenzuſchließen, abgelehnt. Die
Kommuniſten müßten zuerſt Garantien für ihre Loyalität geben.

Wirtſchaftspolitik.
Die Wirtſchaftslage im Januar.

Der Monat Januar ſtand, wie auch die beiden letzten Monatedes Jahres 1922, im Zeichen einer t erree der
Wirtſchaftslage. Jn immer höherem Maße ſteigt das An

ungelernter Arbeitskräfte, insbeſondere im Bergbau. Der
inbruch der Franzoſen und Belgier in das Ruhrgebiet hat nach

den Berichten der preußiſchen Handelskammern das wirtſchaftliche

Leben im eſtört. Jm be

Nach

Januar nicht in erheblichem Umfange
ſetzten Gebiet nahm die Produktion der Großinduſtrie ihren Fort-
gang. Jm unbeſetzten Deutſchland hatte das Aufhören der Re
parationslieferungen an Frankreich und Belgien eine reich
lichere Koks- und Kohlenzufuhr zur Folge.

Die Arbeits leiſtung im Ruhrbergbau läßt ſich für den
verfloſſenen Monat naturgemäß noch nicht überſehen. Jn Ober-
ſchleſien ſteht die arbeitstägliche Durchſchnittsförderung mit
831 512 Tonnen und einer Geſamtförderung von 788 000 Tonnen
nicht hinter dem Ergebnis des Vormonats zurück. Am 10. Januar
wurde in Oberſchleſien die bisher höchſte Förderleiſtung von 83 407
Tonnen erreicht. Die oſtoberſchleſiſche Kohlenförderung ſtellte ſich
auf etwa 80 000 Tonnen er Bei dem Verſand der weſtober
ſchleſiſchen Kohle fand das Ausland nur in beſchränktem Maße
Berückſichtigung. Dagegen ging die Kohle aus Oſtoberſchleſien in
verſtärktem Maße nach der Tſchechoſhlowakei, Rumänien,
der Schweiz, Dänemark und Schweden. Der Verſand
nach Deutſchland und Deutſchöſterreich erfuhr eine weitere Ver
ringerung. Jm mitteldeutſchen Braunkohlengebiet
u die Braunkohlenförderung gegenüber dem De
ach, während ſie im rheiniſchen Braunkohlengebiet

eine Steigerung erfuhr.
Die Verſorgung der Hüttenwerke mit Brennſtoffen be

reitete im abgelaufenen Monat keine Schwierigkeiten. Auch die
Heranſchaffung von Auslandserzen ging im Weſten glatt
vonſtatten, während der Bezug von Minette infolge der poli-
tiſchen Ereigniſſe vollſtändig eingeſtellt wurde. Die Beſchaffung
von Jnlandserzen war ſchwierig, die Belieferung mit Kalk
und Kalkſtein ungenſigeng An Roheiſen herrſcht eine ſo

Knappheit, daß in den Spezialſorten den Ver
rauchern vom Roheiſen-Syndikat nur geringe Mengen zugeteilt

werden können.

Rataſtrophale Folgen der Ruhrbeſetzung.
Jmmer neue Werke werden ſtillgelegt.

Die Wirkung der Ruhrbeſetzung auf die franzöſiſche Jnduſtrie
iſt nach den Feſtſtellungen der franzöſiſchen Blätter geradezukataſtrophal. n Lothringen waren am 1. Januar 40 Hoch-
öfen in Betrieb, von denen bis zum 27. Januar 13 ausgelöſcht
werden mußten. Nur in 2 Unternehmungen konnten alle Hochöfen
in Betrieb gehalten werden. Jm Bezirk Longwy-Nanch ſteht
es nicht viel beſſer. Von den am 1. November 1922 in Betrieb be-
findlichen 40 Hochöfen wurden bisher 14 gelöſcht. Die Urſachen
dieſer Betriebseinſchränkungen ſind ohne Zweifel in dem Verluſt
des deutſchen Kokſes zu ſuchen. Nach den letzten glaubhaften
formationen erhielt das Office des Hovillières Siniſtrées in der

t

Zeit vom 1. bis 12. Januar nur noch 151 500 Tonnen gegenüber
Deeiner Tageslieferung von 28 000 Tonnen pro Tag im ember.

Vom 18. bis 16. Jannar ſank die Kokslieferung auf ein Fünftel
der normalen Zufuhr, und zwar auf insgeſamt 22 800 Tonnen.
Am 18. Januar betrug die Liefernng nur noch 600 und am 19.
nur noch 20 Tonnen. Auch die Zufuhr von belgiſchen Koks ver
ſagt. Die franzöſiſche Induſtrie richtet ſich auf eine lange Dauer
dieſer Brennſtoffknappheit ein. Wir haben Grund zu der An
nahme, daß, ſolange Frankreich mit ſeiner Gewaltvolitik fortfährt,

jan eine normale Kohlen und Kokslieferung aus dem Ruhrgebietund aus Deutſchland überhaupt nicht zu rechnen iſt.

Franzöſiſche Geſchäfte des Anilinkapitals. Aus Paris wird ge
meldet: Der Kammer liegt heute nachmittag ein Geſetzentwurf
vor, der die Zuſtimmung des Hauſes zu einer Konvention mit der
Badiſchen Anilin- und Sodafabrik vorſieht. Der Berichterſtatter
forderte, daß die Badiſche Anilin- und Sodafabrik ermächtigt
werde, die am 11, November 1919 unterzeichnete Konvention durch
zuführen.

Deviſenkurſe.
Heute 6. 2. 23.

Mark (Beld) j Mark (Geld)

1 holländiſcher Gulden 114900 162001 däniſche Krone 7150 77501 italieniſche Lira 13800 19801 Pfund Sterling 176300 1920001 Dollar 37760 410251 franzöſiſcher Frank 2425 26101 Schweizer Kron 7100 79001 tſchechiſche Krone o 1140Mittelkurſe ſtill.

GeWwerkſchaftsbewegung.
Vor einem Generalſtreik im Saarrevier.

Aus dem Saargebiet meldet uns ein Drahtbericht:
Auf ſämtlichen Zechen des Saarreviers und der Pfalz

ruht ſeit Montag die Arbeit Der Streik hat auch auf die
Steinkohlenzechen in Lothringen übergegriffen, Einige
Hüttenwerke des Sagrreviers liegen ebenfalls ſtill. Der Streit
ſcheint ſich auf die geſamte Metallinduſtrie des Saarreviers und
Lothringens auszudehnen.

Ueber die Urſachen des Streiks wird dem „Vorwärts“ ge
chrieben: Während die franzöſiſchen „Gerichtsvollzieher“ m

Ruhrgebiet die Bergarbeiter zu Forderungen ermun-tern und ihnen die Erfüllung ihrer erdernngen unter ihrer ge
fälligen Mitwirkung in Ausſicht ſtellen, lehnt die franzöſiſche
Grubenverwaltung im Saarrevier eine Lohnerhöhung
ſchroff ab. Auf den Saargruben werden wohl zahlreiche koſt
ſpielige Einrichtungen im Intereſſe der franzöſiſchen Propaganda
unterhalten, die mit dem eigentlichen Zweck der Gruben nichts
zu tun haben, doch für ausreichende Löhne ſcheint kein Geld vor
handen zu ſein, obwohl Frankreich in der ganzen Welt keine
billigeren Kohlen bekommt als im Saargebiet, auf Koſten der
deutſchen Bergleute.

Eine „„Fvwehrzulage“ für je Ruhrvergarbeiter.
In der bei den geſtrigen Tarifverhandlungen mit den Berg-

aroeitern des Ruhrreviers mit Wirkung vom H. Februar feſt-
geſetzten 80prozentigen Lohnerhöhung iſt eine „Abwehrzulage“ von
1600 Mk. einbegriffen, die als Ausgleich für die zurzeit im Ruhr-
revier herrſchenden beſonderen Teuerungsverhältniſſe gewährt
worden iſt. Die eigentliche Lohnerhöhung beträgt alſo nur
58,7 Prozent des bisherigen Durchſchnittslohnes der Geſamtbeleg-

ember etwas ſchaf
Ein Unternehmergeſtändnis zur Lohnhöhe.

Die Lohnfeſtſetzungen haben die Preisſteigerungen nicht mit-
gemacht. Eine Verdoppelung der Löhne hätte erfolgen

müſſen.
„Der Zimmerer gibt in ſeiner Nr. 83 ein Rundſchreiben wieder,

das der Nordweſtdeutſche Arbeitgeberverband für das Baugewerbe
(Sitz Hannover) kürzlich ſeinen Mitgliedern ſtreng ver-
traulich“ zugeſandt hat. Darin heißt es:

„Wir rn ſchon ſeit längerer Zeit auf Grund der auch von
uns aufgeſtellten Ermittelungen den Standpunkt vertreten
müſſen, wenn wir ihn auch ſelbſtverſtändlich den Arbeitern
gegenüber nie zum Ausdruck gebracht haben, daß ſich die dauernde
immenſe Verteuerung aller Bedarfsartikel nicht nur der
Lebensmittel auf Stadt und Land in gleicher Weiſe auswirkt
und wird durch die Reichsſtatiſtik unſere Auffaſſung allerdings
für die kleineren Gemeinden in für ſie noch weit ungünſtigerer

orm beſtätigt. Wir bitten namentlich unſere ländlichen
ereine, die uns ſtets den Vorwurf machen, daß ihre Intereſſen

bei den Lohnfeſtſetzungen nicht in genügender Weiſe gewahrt
werden, dieſe ſtatiſtiſche Zuſammenſtellung auch auf ihr Gebiet
ſinngemäß in Anwendung begziehungsweiſe in ihren Mitglieder-
verſammlungen zur Kenntnis zu bringen, damit auch die Mit-
glieder zu der Ueberzeuoung gelangen, daß gegen derart amtlich
nachgewieſene Tatſachen noch mehr anzukämpfen, als es ſtets
bisher geſchehen iſt, auch für uns eine Unmöglichkeit darſtellt.

Jm Zuſammenhang hiermit möchten wir noch darauf hin
weiſen, daß die Jndexzahl für das ganze Reich im
Monat November gegen Oktober um 102,2 geſtiegen
iſt. Unſere Lohnfeſtſetzungen für den Monat Dezember haben
dieſe prozentunle Steigerung nicht annähernd erreicht. Falls
die Jndexziffer voll ausgeglichen wäre, hätte eine Verdoppelung
der Löhne erfolgen müſſen. Dieſe Mitteilung bitten wir, im
eigenſten tereſſe ſtreng vertraulich zu behandeln.“
Dieſes Eingeſtändnis von der völligen Unzulänglichkeit der

Löhne wird man den Unternehmern „ſtreng vertraulich“ noch oft
unter die aſe reiben müſſen.

Aus dem Halliſchen Gewerkſchaltsleben.

Zur Neuwahl der Betriebsräte.
Arbeiter und Angeſtellte!

Jn wenigen Wochen iſt wieder die Friſt abgelaufen, nach der dic
Neuwahlen der Betriebsräte vorgenommen werden müſſen. Das
Betriebsrätegeſetz ſchreibt für die Betriebsräte und Betriebs-
obleute eine einjährige Amtsdaner vor. Wo die bisherigen Wahl
perioden alſo nicht durch Amtsniederlegungen uſw. unterbrochen
wurden, läuft die Amtstätigkeit der im Frühjahr des vorigen
Jahres Betriebsräte ab.Der Vollzugsrat der Betriebsrätezentrale hat beſchloſſen, die
Neuwahlen der Betriebsräte möglichſt zu einem gleichen Zeitpunkt
vornehmen zu laſſen, um eine GSleichmäßigkeit der Amtsperioden
nach Möglichkeit herbeizuführen. Demnach ſollen die ſämtlichen

Neuwahlen in der Zeit vom 15. bis 31. März 1923
ſtattfinden. Wo die vorjährigen Wahlen ſpäter als im März vor
ſich gegangen ſind, ſollen die diesjährigen Wahlen dennoch be-
reits in der vorbegeichneten Zeit vorgenommen werden, d. h. vor
Ablauf der einjährigen Amkstätigkeit. Nur dort, wo erſt in
dieſem d r ein neuer Betriebsret gewählt worden iſt, kann
von einer Neuwahl jetzt abgeſehen werden.
„Der Vollzugsrat iſt ſich ferner darin einig, daß die Betriebs-

rätewahlen auf einheitlicher Grundlage durchzuführen ſind. Jn
allen Betrieben ſind einheitliche Liſte mit freigewerkſchaftlich
organiſierten Kandidaten aufzuſtellen und zu wählen. Jeder Ver
fuch, in den Reihen freiorganiſierter Gewerkſchafter zerſpritkerre
Liſten aufzuſtellen, muß zurüdgewieſen werden. Die Auswahl
der Kandidaten ſoll nicht nach der Zugehörigkeit zu irgendeiner
Fartei, ſondern nur nach der Befähigung zur Uebernahne eines
Poſtens im Betriebsrat und nach der Charakterfeſtigkeit der be
treffenden Perſon erfolgen. Ein Zuſammengehen mit Mugliedern
von Gewerkſchaften, die nicht dem ADGB. oder dem Afa-Bund
angehören, iſt im Jntereſſe der Einheit der Bewegung gegenüber
den Unternehmern unter allen Umſtänden auszuſchließen.
Nur die Wahl freigewerkſchaftlich organiſierter Betriebs-
räte garantiert die Durchführung eines Mitbeſtimmungsrechts der

Arbeiterſchaft bei der Produktion. tFerner empfehlen wir die Aufſtellung gemeinſamer Kandidaten-
liſten ſeitens der Arbeiter und Angeſtellten, natürlich auch unter
Beachtung des Grundſatzes, daß ſämtliche Kandidaten einer frei-
gewerkſchaftlichen Organiſation angehören müſſen. Wo Zweifel
beſtehen, ob die Organiſation, der die Kandidaten angehören,
ſt Sewerkſchaftrich iſt, erteilt die Betriebsrätezentrale Aus-
unft.

Die Wahlordnung zum Betriebsrätegeſetz ſchreibt vor, daß der
beſtehende Betriebsrat ſpäteſtens vier Wochen vor Ablauf ſeiner
Wahlzeit mit einfacher Stimmenmehrheit einen aus drei Wahl
berechtigten beſtehenden Wahlvorſtand zu wählen hat. Dieſer
Wahlvorſtand hat unverzüglich die Wahl einzuleiten, und ſoll dieſe
ſpäteſtens nach ſechs Wochen ſtattfinden.

Späteſtens 20 Tage vor der Wahl hat der Wahlvorſtand ein
Wahlausſchreiben zu erlaſſen, in dem anzugeben iſt, wo und wann
die Wählerliſte drei Tage lang ausliegt, wieviel Mitglieder des
Betriebsrats von den Arbeitern und den Angeſtellten und wieviele
Ergänzungsmitglieder für den Arbeiterrat und für den An-
geſtelltenrat zu wählen ſind. Ferner iſt in dem Wahlausſchreiben
bekanntzugeben, wo und bis wann die Vorſchlagsliſten für die
Bewerber einzureichen ſind (ſpäteſtens eine Woche nach dem erſten
n und wo die Vorſchlagsliſten zur Einſicht ausgelegt
werden.

Erlänterungen über Wahlrecht und Wahlverfahren ſowie Wahl-
ausſchreiben und Vordrucke für Kandidatenliſten ſind im Burean
der Freigewerkſchaftlichen Betriebsrätezentrale, Halle, Harz 4244
(Arbeiterſekretariat), zu haben.

Halle, den 7. Februar 1923.
Freigewerkſchaftliche Beiriebsrätezentrale.

Der Streik der Bürſten- und Pinſelmacher bei Otto Pöge g Co.
wird, wie man uns aus dem Bureau des Holzarbeiterverbandes
mitterlt, mit aller Energie weitergeführt. Die Lohn- und Arbeits
verhältniſſe unterſtehen dem Reichstarif der Bürſten- und Pinſel-
induſtrie. Dieſem Tarif ſind die Löhne entſprechend den Ver
hältniſſen einigermaßen angepaßt. Die Firma denkt aber gar
nicht daran, dieſe auch für ihren Betrieb als maßgebend zu er-
achten. Alle Vorſtellungen der Organiſation blieben erfolglos.
Allerlei Verſprechungen und Erfindungen mußten herhalten, um
die Vertreter davon zu überzeugen, daß die von Woche zu Woche
verſchobene Regelung nun eintritt. Aber anders war es am
kommenden Lohntag. Enttäuſcht waren alle, als ſie den Lohn
beutel zur Hand nahmen und immer wieder feſtſtellten, daß der
Lohn um einige Tauſend unter, dem Tariflohn zurückblieb. Am
letzten Freitag wagte man es, einige Arbeiterinnen mit 1000 und

Spätinghof.
44] Roman von K. v. d. Eider.

Sie ging zu der Mietsfrau, und dieſe wußte ſogleich Rat.
„Ja, ja,“ ſagte ſie, „ich dachte ſchon, daß Sie bald kommen

würden, ich erwartete dieſer Tage noch ein paar Mädchen, denen
es ſo geht. Jch will Sie ſchon unterbringen. Behalten Sie Jhren
Mantel mal an, ich gehe gleich mit Jhnen. Zuerſt gehen wir zu
Fräulein Peterſen, und wenn die ihre Stube nicht frei hat, gehen
wir weiter zur Frau Leidig. Fräulein Peterſen wohnt ganz in
der Nähe.“

„Jch möchte nicht gern zu einem Fräulein,“ meinte Tine. „Die
ſind immer ſo fein.“

„Ach, 7 Peterſen jſt nicht fein, eher grob; aber ſie iſt ne
te Seele. Sie iſt ſo 'ne Art Näherſch, hat ne Wohnung von zweiEluben und Küche; es ſind aber man kleine Löcher. Früher hat

e mit ihrer Schweſter zuſammengewohnt; ſie haben beide genäh:.Le ein paar Jahren Fet ſich die Junge verheiratet mit 'nem
kleinen Beamten; das keißt, er iſt groß agwg, hat ber man ne
kleine Stelle. Na, nun vermietet ſie ihre Stube, wenn es ſo paßt,
aber nur an anſtändige Mädchen. Sie kann ja die Groſchens gebrauchen, und ſie weik auch mit alles a Aber wie geſagt.
jede eine nimmt ſie nicht bei ſich ein. Na, mit Jhnen hat dasin. Not. Sie ſind ja eine Frau. Bloß ein bißchen wunderlich iſt

ſie, aber daran gewöhnt man ſich. ß
Eine halbe Stunde ſpäter ſtieg Tine mit der Mietsfrau drei

Treppen hoch und ſtand vor der Tür einer kleinen Hofwohnung.
Selten mochte ihr ſo beklommen zumute geweſen ſein als jetzt vor
der Tür Fräulein Peterſens, die grob und wunderlich ſein ſollte
und in einem ſo finſteren Hauſe wohnte.

re Beklommenheit wuchs, als von drinnen eine rauhe, pol-
ternde Stimme rief: „Na, wer iſt denn ſchon wieder da?

ch,“ rief die Mietsfrau. Darauf wurde der Riegel zurück
geſchoben und ein runzliges, braunes Geſicht wurde ſichtbar.

Tine glaubte zuerſt, daß es eine Männerſtimme ſei, die durch
die Tür vgſh aber ſie nahm wahr, daß Geſicht und Stimme. zu
einander gehörten.„Da iſt ja noch eine,“ rief Fräulein Peterſen, „was will denn einen Stoß.

„Na, laſſen Sie uns erſt mal rein,“ ſagte die Mietsfrau, „wir
werden ſchon miteinander fertig. Haben Sie jemand bei ſich?“

„Nein,“ knurrte die Alte, während ſie widerwillig öffnete, „will
auch nichts mehr zu tun haben mit dem Pack. Die letzte iſt davon
gelaufen und hat ihr Kind dagelaſſen, da hab' ich noch Nachſchere-
reien gehabt mit der Polizei, und das Kind

„Das haben Sie wohl noch?“
„Na eben nicht, und ich hatte mich ſchon ganz und gar daran ge

wöhnt. Nein, ich will keine mehr haben, ich miete mir 'ne kleine
Wohnung.“

Indeſſen waren die Frauen doch in die kleine Stube getreten,
und die Mietfrau ſetzte ſich breit und feſt auf das geſchliſſene
ſchwarze Damaſtſofa. Tine blieb an der Tür ſtehen, ſie wußte
nicht, wohin, aber die Alte fuhr ſie an: „Warum ſetzen Sie ſich
nicht, wollen Sie mir auch noch die Ruhe mitnehmen?“

Zitternd ließ ſich Tine auf der Kante eines Stuhles nieder.
„Jch wollt', ich wäre tot und begraben,“ fuhr jetzt Lieſe Peterſen

mit dumpfer Stimme fort, „wenn ich daran denk', daß ich hier aus
ziehen ſoll.“

„Na, es treibt Sie doch niemand,“ ſagte die Mietfrau. „Warum
wollen Sie denn dieſe junge Frau hier nicht aufnehmen? Ja, ſie
iſt eine anſtändige Frau, ihr Mann iſt bloß ſo jung geſtorben.“

„Ach nein,“ warf Tine errötend ein.
„Ja richtig verbeſſerte die Frau ſich, „er hat den ganzen Tag

geſoffen und ſie geſchlagen, und dann hat er ſie ſitzen laſſen und
iſt ausgerückt nach Amerika. Ja, ſo iſt es,“ ſetzte ſie laut und ent
ſchieden hinzu, als ſie ſah, daß Tine wieder Miene machte, ſie zu
unterbrechen.

„Schvecklich,“ ſagte die Alte, „ja, die Männer taugen alle nichts.
Laſſen Sie den Kerl laufen.“

Tine ſagte gar nichts mehr. Vorhin bei der Erzählung der Miet-
frau hatte ſie aufſpringen und laut rufen mögen: „Es iſt ja nicht
wahr; ich ſelbſt hin dabongelaufen, er iſt der beſte Menſch, den es
auf der Welt gibt.“

Aber dieſe Worte blieben unausgeſprochen. Tine blieb in ihrer
Herzensangſt und Schüchternheit auf dem Stuhl ſitzen und ſprach
kein Wort.

„Ja,“ meinte die Mietfrau endlich. „was machen wir nun

„Na ja, wenn's nicht anders ſein kann.
die Tür zum anſtoßenden Zimmer. „Hier iſt die Schlafſtube.“

4 v 5 rLieſe Peterſen ſeufzte; ſie gab augenſcheinlich ihrem Herzen pat.
Sie öffnete

Tine blickte hinein. Die Stube war ſehr einfach ausgeſtattet.
Auf den Betten lagen weiße Spreitdecken, auf der Kommode eine
gehäkelte Decke, an den Wänden hingen alte Oeldruckbilder. Es
war alles ſehr ſauber und anheimelnd und erinnerte Tine an
Spätinghof. ß

„Na, paßt es Jhnen?“ fuhr die Alte ſie an, und erſchrocken ſtam
melte Tine ein „Ja“.

Die Mietfrau ging und Tine blieb. Obgleich alles ohne ſie ab
gemacht worden war, atmete ſie doch erleichtert auf, ſie hatte ein
Unterkommen gefunden.

Lieſe Peterſen ſetzte ſich ans Fenſter und nähte. Tine packte ihre
wenigen Habſeligkeiten aus und ſuchte ihren Strickſtrumpf hervor.
Sie ſetzte ſich wieder auf den Stuhl neben der Tür, auf dem ſie
vorhin geſeſſen hatte, und fing an zu ſtricken.

„Näher ans Fenſter!“ kommandierte Lieſe Peterſen.
Sie ſich mit Gewalt die Augen verderben? 4

„Ach nein.“ Tine kam raſch näher und ſetzte ſich Lieſen gegen
über. Die Maſchine raſſelte, die Stricknadeln klapperten; im
Ofen ſummte der Waſſerkeſſel.

Nach einer längeren Weile wagte Tine es, einmal aufzublicken

„Wollen

in das runzlige Geſicht ihr gegenüber. Als ſie aufſah, blickte auch
die Alte gerade von ihrer Näharbeit auf, und da ſah Tine, daß ſie
ute, liebe graue Augen hatte, daß ſie überhaupt gar nicht un
reundlich und böſe ausſah. Als Lieſe jetzt wieder anfing zu

ſprechen, kam ihr die Stimme gar nicht mehr ſo rauh, ſo ſcheltend
vor, ſie fing an, ſich an die Art des Fräuleins zu gewöhnen.
„Sie ſind vom Lande, was?“ fragte Lieſe. „Ja, Sie haben zu
was Landſchaftliches an ſich. Bilden Sie ſich man nichts darau
ein, ich bin auch vom Lande. Auf dem Lande iſt's ſchön oder
etwa nicht?“

„Dumm war ich, dumm und döſig, daß ich von Hauſe fortging.“
fuhr Lieſe fort. Jetzt ſchalt ſie ſich ſelber. „Aber konnte ich meine
Schweſter allein laſſen, ſo ein dummes Gör von 16 Jahren?

Tine knickte in ſich gzirſammen, ſie kam ſich entſetzlich jung und
dumm vor.

Lieſe Peterſen ſprach weiter mit ihrer ſtarken Stimme: Denken

ich ſage Jhnen, ich habe arbeiten müſſen, arbeiten von
Sie, ich bin zu meinem Pläſier mitgegangen nach Hambur h Na,

rü
Die heutige Welt weiß ja gar nicht, was arbeiten heißt.“

„Da haben Sie recht,“ ſagte Tine, um etwas zu ſagen.
Fortſetzung folgt.

a
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von 90 bis 50 Jahren er

Geduldsfaden der Ar

Wenn weil dasſelde tun
Aus Bauarbeiterkreiſen wird uns geſchrieben:

Tagen geht durch die Preſſe der kommuniſtiſchen Gewaltanbeter
eine Notiz, wonach die Organiſation der Bauarbeiter in Königs
berg ein furchtbares Verbrechen an. den Quertreibern der Arbeiter
bewegung begangen haben ſoll. Um die Mär über das furchtbare
Verbrechen recht glaubhaft zu machen, wird zu den „Bonzen“ in
Königsberg auch Päplow gezählt und kräftig „Pfui Teufel!“ ge
ſchrien. Das „Verbrechen“ an den Moskowitern beſteht darin, daß
die Organiſation der Bauarbeiter in Königsberg beſchloſſen hat,
bei der Firma Wayß u. Freitag nur organiſierte Bauarbeiter zu
beſchäftigen. Ueber dieſe Maßnahme ſind die Heuchler der Ein
heitsfront ganz wild geworden; ſie fälſchen zu dem Zweck, für ihre
Demagogie Dumme zu fangen, ſogar die Beſtimmungen des

Vergeſſen aber
geübte Verfahren von den

Reichstarifvertrags des Baugewerbes
dabei, daß das in Königsberg angebli

ir ſich um.

Anbeiern der 21 Theſen ſchon lange gehandhabt wurde.
ſcheint manchmal ein kurzes Gedächtnis zu beſitzen; oder ſollten
die Akten des Falles Ofterburg den Leuten vom „Klaſſenkampf“

Vielleicht erinnert man ſich des
Falles der Redakteurin Braun oder des Terrors bei der Halliſchene Man könnte über das Terrorſyſtem der Kom-
muniſten in Mitteldeutſchland ein ganzes Buch ſchreiben. Es gab
auch einmal eine kommuniſtiſche Herrſchaft in den Leunawerken,
wo jeder ehrlich denkende Gewerkſchaftler aus der Arbeit vertrieben

Ja, wenn dieſes Kapitel
„Unſer

nicht zu Geſicht gekommen ſein?

augenoſſenſchaft.

wurde, der nicht auf Moskau ſchwur.
gufgeſchlagen wird, dann ſchreièn die Unſchuldslämmer: „Unſe
Terror geſchah zur höheren Ehre des ruſſiſchen Kommunismus!

Seit einigen

ſitzung ſtatt. Es ſollen überaus wichtige
Erledigung gelangen, weshalb vollzähliges
ſcheinen unbedingt erforderlich iſt.

Aus aller Welt.

Die gefahrvolle Arbeit des Bergmanns wird durch
kataftrop
lichtartig illuſtriert. Kaum hatten ſich die
in der Abwehrgrube der Donnersmarckſch
und Hütte-A.- G. geſchloſſen,
richt von dem noch entſetzlicheren Unglück in der Hei

150 Proletarier in den Schärhten' begrub.
waſſermengen,

Geſchehniſſe zu tragen.
Zu der Dammbruchkataſtrophe wird berichtet:

Prinitza über ihre
Man

Sohle.

7 Uhr, findet in „Wilsdorfs Geſellſchaftshaus“ eine Fraktions-
Angelegenheiten zur
und pünktliches Er-

Der Fraktionsvorſtand.

Furchtbare Grubenkataſtrophe.
Hochwaſſereinbruch. 4000 Mann arbeitslos.

in Oberſchleſien, die ſich geradezu überſtürzen, ſchlag-
räber über die Opfer

die das Opfer der Exploſion
einer Benzollokomotive geworden waren, als auch ſchon die Nach-

eintraf, das, durch eine Kohlenſtaubexploſion hervorgerufen, faſt
Jetzt haben Hoch

lawinenartig von einem Schacht in den
anderen dringend, etwa 4000 Berglente ihrer Exiſtenz beraubt.
Auf Wochen wird die Förderung in dieſen Gruben ſtillgelegt und
die Arbeiterſchaft hat letzten Endes immer wieder die Folgen dieſer

Jnfolge des in
den letzten Tagen anhaltenden Regens und Tauwetters war die

Ufer getreten. Einige Kilometer vom
Czakaiſchacht brachen die Waſſermaſſen durch und riſſen das
Schachtgerüſt fort. Wenige Minuten ſpäter erfolgte der Durch-
bruch beim Knoffſchacht und Unmengen Waſſers ſtürzten in die

Zwei Arbeiter fanden den Tod. Vom Knoff-
ſchacht gelangten die Waſſermaſſen in die Stollen der angrenzenden
Fannygrube und ſetzten dieſe wie den Fizinusſchacht unter Waſſer.
Die Betriebsfeuerwehren der umliegenden Gruben, Hunderte von
Arbeitern und mehrere Pionierabteilungen eilten zur Hilfe und
verſuchten in raſtloſer Arbeit die Durchbruchsſtelle
Die Hauptſorge war, die Gefahr für die markſcheidenden Gruben,
insbeſondere für die Richterſchächte, abzuwehren, aber Sonntag
nachmittag brachen auch hier die Waſſermafſen in einer Breite von
4 Metern und in einer Höhe von 1 Metern durch. Weiterhin

h ber. e Menſhewmen anſt ſo Wo ſſnr p
VSPD.-Metallarbeiter. Am Freitag, dem 9. Februar, abends

eine
die Gruben

en Eiſen-

nitzgrube

zu ſchließen.

Halle u. Bezirk Merſeburg
Sekretariat Halle (Saale) Harz 42/44.
Hintergebäude, 2 Treppen Fernruf 1029
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Parteigenoſſen: Die Aufklärung der
Frauen iſt
Bringt deshalb zu allen Veranſtaltungen

der Partei Eure Frauen mit.

Halle.
Preßkommission. Mittwoch, den

7. Februar abends
8 Uhr, in der „Expedition“: Sitzung.

Junoſozialiſten. Dienstag, der 6. Febr.en„Georgien. Gef eüchezs Beginn: 7 Uhr, Weidenplan 20

(linke Haustür).
Sonialiſtiſcher Studentenbund. Regel

mäßige Zuſamemnkünſte alle 14 Tage
Montags 8.b. R e n ram Nächſte Beſpr m12. Feb ar 8 h. e. t. Auskunft und An
meldung: stud rer. pol. Stengel, Friedrichs
platz I.

VSPD.-Metallarbeiter. Am Freitag,
dem 9. Februar, abends 7 Ar kne
WilsdorfsGeſellſchaftshaus eine
ſitzung ſtatt

westalb vo

Es ſollen

ſcheinen unbedingl erforderlich iſt.

aktions
en überaus wichtige

Angele enhtiten zur rUzähliges und pünktliches Er

Wir geben hierdurch bekannt, daß unſer
Büro und Einkaufszentrale nur
und Sonnabends von 6-8 Uhr ge
An allen anderen Tagen iſt das Büro für
den öffentlichen Verkehr geſchloſſen. Wir
bitten dies genau beachten zu wollen un
weiſen darauf hin, daß das Büro Kein
Aufenthaltsraum iſt.
Nerseburg.
Mitgliederverſammlun
Berklinq über „Die po itiſche Lage
vünktliches und zahlreiches
wird gebeten.

Piesteritz- Kl. Wende

4

et

Freitag. den 9. Februar,
abends 8 Uhr. im. Tivoli

Vortrag des Gen.
Um

tſcheinen

Donnerstag. den
8. Febr., a ends

8 Uhr, im „Volksheim“. Diskuſſionsabend.
Alle hieran intereſſierten Mitglieder
hierzu eingeladen.

Mittwoch. den 7. Februar,
abends 7Uhr: MitgliederBitterfeld.

verſammliung
Tagesordnung: 1.

im Bahnhofshotel
kommen

er“.
den Ge

meinde- und Kreistagswahlen (Reſerent:.
F. Peters).
Erſcheinen wird erwartet.

Nauendorf.
Mittwoch, dem 7. Februar ſtatt.
Mitglied ſowie Jugendgenvſſe darf
Volksblattlefer. Freunde und
Partei ſind herzlich willkommen.

Mansfelder Lande.
g Ortsverein Eisleben. Donpergag den

2. Parteifragen. ZJahlreiches

Unſere nächſte Mitglieder

verſammlung findet am
Kein

fehlen.
nner der

Februar. abends 7 Uhx, im Burxeau,
Grabenſtraße 50 Sitzung des Orts
vorſtandes

Vereinsanzeiger

freier Sängerchor. See

r heran lung Schrittlichenträge ſind bis 13. Fe
ſitzenden Philipp Wilzcek,
ſtraße 14. HI., einzureichen.
und paſſtven Mitglieder
eingeladen. Vor der Generalverſ
ſindet von 57 Uhr an Ue
Vereinslokal

um 8 Uhr.

Stadt Dresden ſtatt.
109, ten 9, Februar beginnt die

r. an eW Cine deer

ei
obe

Der Vorſtand.

zwingende Notwendigkeit. di

Stadt Theater.

Doenerstaq, adds. 7 Uhr

Kater Lampe
Freitag: 2855

Bio Zanbertlöte
ftbartel

Menebun.

Alle Organiſationen
e den Beitrag für

das IV. Quartal 22,
ſowie d. Extramarken
für d. Bezirkskartell
noch nicht abgeführt
haben, werden ge
beten, dies in den
nächſten Tagen zu
erledigen 2856

Die nächſte Kartell
tzung findet am
onnerstag, den 15.
ebruar ſtatt.

J Kassierer.

Wir kaufen
zum Sel ev
Kupfer, Mesving,

S Bronze u.allwarenfabrik
Andu Täellen,

G. m. b. El.
Halle a. S.

Marienſtraße 2.
M

Brillanten
6Gold-, Silber-
ERiage, Ketten
Uhrenm aller Art

usw. Kautt stets
H. Schindler,
Juwelier u. Vhrmacher
Alsine Ulrichstrasss 35.

2480

hein
ſind Fypfer, Int, Bei um.

kauft stets u. jed. Post.

Hofmann,
Leips. Str. 27, a. Turm.
W Tel. 4858.

pat. Gruden
Sparkocher
Kochherde
Cdrirfian Elzzel

Er. Klausstr. 24
Fernrut 6138.

Phiiharmonie E. V.)
Reger Gedenkteter (2 Sonderkom.)

Sonnabend, 17. Febr. s Uhr, Marktkirche:

Kirchenkonzert
Orgel: Günth. Ramin. ſes Helga Weeke.

Sountag, 18. Febr., 11 Uhr, Stadttheater
Orchegter- und Chorkonzert

Groldi-
Sber-, Plafin-, Uhren-, Doublee- Bruch

kauft zum Selbſtverbrauch
UVhrmacher

Max Neugebauer

Stock und zerbr

Viehhän

zurückzuführen.

chlinge erdroſſelt und ſie in die Leine geworfen hatte, wegen
Mordes zum Tode.

Der Waſſerdurchbruch dauerte morgens noch an.
Mann zählende Belegſchaft iſt arbeitslos geworden.

Schüler

e Gr LauvaGSricbe, Ernknengzgrubegefährdet. Der Schaden beläuft ſich auf e
liarden, da die betroffenen Schächte auf Wochen ſtillgelegt ſind.

Die über 4000

gegen Lehrer.
Beleidigungsklage eines Dreizehnjährigen.

St

Aufforderung

in der Hand auf ihn losgehen.
wurden von dem Schüler als Beleidigung aufgefaßt.
Schöffengericht hat den Lehrer freigeſprochen, da es keines
falls eine Handhabe dafür geben könnte, daß die Schulautorität
illuſoriſch gemacht werde. Das Landgericht verwarf die Berufung
des Privatklägers.

Die Strafkammer des Landgerichts Weimar beſchäftigte ſich mit
der Privatklage eines Schülers gegen ſeinen Lehrer.
Dieſer Lehrer gab ſeinen iaus einem Gedicht auswendig zu lernen.
und mehrmaliStrophen nicht gelernt

Züchtigung verabfolgen, aber dieſes entriß dem Lehrer den
ach ihn in mehrere Stücke.

lichen Handkampf gelang es dem Lehrer, den widerſpenſtigen
Knaben zu überwältigen. Der Lehrer machte dem Schüler ernſten
Vorhalt und ſagte ihm, er würde von ihm wie ein wütendes Tier

und er würde wohl ſicher noch einmal mit dem Re
volver

ern den Auftrag, einige Strophen
Trotz Strafandrohung

Hat der Privatkläger dieſe
Nun. wollte der Lehrer dem Kinde

Erſt nach einem förm-

Dieſe Aeußerungen
Das

Doppelmord aus Eiferſucht.
Vor dem ThaulowMuſeum in Kiel ſchoß nach kurzem Wort-

wechſel der irra r7 Holm aus Neuſtadt ſeine Frau und den
ler Bock aus Jarplundfeld bei Flensburg nieder.

Bock war ſofort tot, Frau Holm ſtarb kurz nach der Einlieferung
in die Univerſitätsklinik. Der Doppelmord iſt auf Eiferſucht,

Frau Holm, die nach Verſetzung ihres Mannes
aus Flensburg dort geblieben war, unterhielt mit dem Vieh
händler Bock ein Liebesverhältnis und hatte mit ihm eine Reiſe
nach Kiel unter nommen. Holm war nachgefahren und hatte beide
vor dem ThaulowMuſeum geſtellt, wo er einen Revolver zog und
die todbringenden Schüſſe abgab.

Ein Todesurteil. Das Schwurgericht Hannover verurteilte den
e r Wilhelm Müller, der in Golding ſeine Ehefrau mittels
Drahtſ

gen nrzug
a

So1. Arbeit Iugent

Einkaufszentrale
Hauhe Merſeburg.

Harz 42 44Zimmer 23, 2. Etage.

Swahlende

blaml

e r
c

„Wir leben in einer Zeit ſchwerſter Not. Nicht genug, daß uns
durch den Verſailler Friedensvertrag ſchon wertvollſte Gebiete
unſeres deutſchen Vaterlandes entriſſen worden ſind, nun iſt auch
die lang befürchtete Beſetzung des Ruhrgebiets, des Herzens der
deutſchen Volkswirtſchaft, allem Völkerrechte zum Hohn zur voll
endeten Tatſache geworden. Dadurch wird die ſchon bisher ſo
ſchmerzlich drückende Not durch weiteres Steigen aller Preiſe ins
Unzeheuerliche geſteigert werden. Weite Kreiſe unſerer Volks
genoſſen ſind buchſtäblich dem Verhungern nahe. Reich, Staat
und Kommune ſind in ihrer Unterſtützung für die

Aermſten der Armen
bis an die Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit gegangen. Auch die
drei unterzeichneten Kreiſe haben in der Erkenntnis der Not er
hebliche Beträge zur Verfügung geſtellt. Die Summen reichen
aber bei weitem nicht aus, überall auch nur die bitterſte Not zu
lindern. Die Unterzeichneten richten daher an alle Bevölkerungs-
kreiſe, Vereinigungen, Körperſchaften und Einzelperſonen der
Mansfelder Lande die herzliche Bitte, zu dem ins Leben gerufenen

Hilfswerk Mansfeld
nach ihren Kräften beizutragen. Die Not der Zeit erfordert mehr
denn je, daß wir den Geiſt der Brüderlichkeit bei uns einkehren
laſſen, in dem notleidenden Volksgenoſſen den Freund und Bruder
zu achten und zu lieben und ihn nach Kräften zu unterſtützen.
Nur die Betätigung opferfreudigen Gemeinſinns dem Volksganzen
gegenüber wird uns aus dem jetzigen Elend wieder aufwärts
führen. Dieſer ernſte Wille, zu helfen, hat auch die Verſammlung,
die auf Veranlaſſung des Mansfelder Seekreiſes am Dienstag, dem
9. Januar 1923, im „Goldenen Schiff“ in Eisleben ſtattfand, beſeelt.
Vertreter aller Berufsſtände haben ihrem einmütigen Willen Aus-
druck gegeben, mit aller Kraft an der Durchführung dieſes gemein
ſamen Hilfswerks teilzunehmen.

Wir ſind überzeugt, daß unſere Berufung auf die Gebefreudig-
keit der Mansfelder Bevölkerung die ſich in ſchweren Zeiten
ſchon immer in ſchönſiter Weiſe betätigt hat auch in dieſer
Zeit nicht verſagen wird. Nach dem gemeinſamen Beſchluß der
Vertreter der drei unterzeichneten Kommunalverbände ſollen die
einkommenden Spenden demjenigen Kreiſe zufließen, in dem ſie
aufgebracht werden.

Wir bitten daher die freundlichen Geber aus dem Mans-
felder Seekreiſe, die zugedachten Spenden dem Konto
„Notſtandshilfe“ bei der Kreiskommunalkaſſe des Mansfelder See-
kreiſes in Eisleben oder den Zweigſtellen der Sparkaſſe des
Mansfelder Seekreiſes,

aus dem Mansfelder Gebirgskreiſe, der Kreiskom-
munalkaſe des Mansfelder Gebirgskreiſes in Mansfeld,

aus dem Stadtkreiſe Eisleben, ſämtlichen ſtädtiſchen
Kaſſen und Banken auf Konto „Notſtandshilfe Stadt Eisleben“
zu überweiſen.

Schnelle Hilfe iſt die wirkſamſte.

v. Mertenheim, Landeat des Mansfelder Seekreiſes.
Becker, Landrat des Mansfelder Gebirgskreiſes.

Clauß, 1. Bürgermeiſter der Stadt Eisleben.

(Cemeinsam m. d. Rob. Fran Singakad.) Neumarktstraße 12.
Leitung: Dr. Göhler und Professor Lurxusſteuerfrei. 2592 s empfehlen un
Rahlwes. Stadttheaterorechester. eren guten, billigen durch SchunouirKarten v r Vereine Bücherbestand r u Dei Hothan und Koch. t all. dWander Xr Adgespielle, Zerbr. Volks Natt- 6 z tr T rn

te rtb Luxuestenerfreier VEdelmetalle e Zu ein Gold-, Silber-, Platin-Bruch Aatter wo
n F-, Platin-Bruch, z. echt Prels. haut ühanäschriftsn „Riefengebirg. 7 TSreonsüitte, Gobisse kauft laufend Gustav Uhlig 27 doh e e Eoid-
Iuxussteuerfrei 2840 durch den Rheiniſchba meler z Slher, Platin- BruchJ 7 n he J Urtere lepleer gr. el dnduſtriebes az mann ma Buchhapclunn e de Doublev m Werbt neue Leser! Gerſtäcker. Naturchreibe ger BrlllantenT T a r kauft aufend4«“ auf dem Gebiete der W Nolland, a

miln inv J dein großer Feii S ne vorh. ir
Uhrreparaturen werden billig ausgeführterwähnen nur Mar7 x,uß: a Kautsky,

de S e AſtgendesSchriftſteller. tteLioderbüoher e challpla n
Ausgabe des H. S kanft per Kilo Mark 2100,
net Lied atur ſow. Gold-, Silber-, Platin-Bruch
freunde Liederbuch. I gebrauchte Uhren, Grammophone.Löns: Kl. engl. Alle einſchlägig. Reparaturen werden

errang e e e eAufkHärungssehrift. J zahlen wir die höchſten Preiſe. 2747
der Jugend: Von Ciemens Künnel W w.
Weimar bis Bielec Sie Scie ver I r. rü fter grk z3Jnh.: Rugen Noll E. Winkelarbeitenden Jugend. Uhrmacher und Goldarbeiter.
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6 Amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung.
Vom 6. Februar 1923 an treten neue Fahrppeiſe in Wirk«
ſamkeit. (Näheres in den Straßenbahnwagen.) Die z. Zt.
im Umlauf befindlichen Fahrſcheinhefte verlieren mit Ab
lauf des 15. Februar ihre Gültigkeit. Vom 16. Februar an

elten nur noch neue ausgegebene Fahrſcheinhefte. Jn-
aber von alten, noch nicht abgefahrenen Fahrſcheinheften

können dieſe in der Kaſſe, Berliner Straße 1, gegen Nach
zahlung der Fahrpreisdiffereng zwiſchen altem und neuem
Heftpreis in gültige Fahrſcheine umtauſchen. Bis zum
15. Februar haben auch die Monatskarteninhaber eine ent
ſprechende Nachzahlung für den Reſt des Monats bei unſerer
Kaſſe en Löſung einer Zuſatzmarke einzuzahlen. Vom
16. Februar an werden nur noch Monatskarten mit gelöſter
Zuſatzmarke oder Halbmonatskarten für 16. bis 28. Februar

anerkannt. (2854Städtiſche Straßenbahn.

Polizeiverordnung.
Auf Grund der in den Gemeinden des hieſigen Amts

bezirks beſtehenden Ortsſtatute betr. Reinigung der öffent
lichen Wege innerhalb der Ortslage wird folgende Polizer
verordnung mit Zuſtimmung des Amtsausſchuſſes erlaſſen:

5 1. Die Reinigung der Straßen innerhalb der Ortsla
hat wöchentlich zweimal zu geſchehen, und zwar Mittwochs
und Sonnabends.

g. 2. An den Reinigungstagen müſſen die Straßen in der
Zeit vom 1. April bis 30. September um 7 Uhr nachmitt

68
und in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März um 4 1
nachmittags gereinigt ſein.

Helbra, den 5, Februar 1023. Der Amtsvorſteher.
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Saalkreis.
Halle, den 7. Febtuar 1088.

er balliſce Milchwucher unübertroffen.
höchſte Preſſe geringlter Ertrag des Michnotopfers.

Eine gutunterrichtete Stelle ſchreibt uns:
Der e in Sr er r hat am 5. Februar 1928 folgen

Haſſe ung

den Milchpreis beſchloſſen Stallpreis an den Landwirt 886 Nk.;
iervon Abgabe für das Biilchnotopfer 15 Mk. ſo et Land
pirt als Ergeuger 320 Mk. erhält. Er hat weiter beſchloſſen einen
Kleinhandelspreis von 486 Mk., wovon der Händler 24 Mk. für
das Milchnotopfer abzugeben hat. Danach beträgt der tatſächliche
Miilchpreis unter Abzug der beiden Milchnotopfer der Erzeuger und
der Händler 486 Mk. weniger 89 Mk. i 397 Mk. für die Zeit
vom 7. bis 15. Februar 1923. Das Milchnotopfer in Erfurt er

Pringt ſo täg ich faſt 400 000 Mark, während das Milch
motopfer der Landwirtſchaft für die erheblich größere Stadt Halle
täglich etwa nur 80 000 Mark erbracht hat.

Mia gtig, hat der Freiſtaat Thüringen einen Stallpreis
von 2

von S ar kenne 5Der Freiſtaat Sachſen hat durch ſein Höchſtpreisgeſei er und Butter erreicht, daß die v in den Säblet
des Freiſtaates Sachſen in der nächſten Wo 3 e höchſtens 400

Mark koſten wird, bei einem Stallpreis von etwa 310 Mk. Der
Freiſtaat Anhalt hat durch Anwendungeiner größerenTeilziffer zur Berechnung des Stallpreifes der Milch aus dem

Berliner Butterpreis ebenfalls niedrigere Milch-
hl e beträgt der Milchpreis b

Jn Halle beträgt der Milchpreis bereits ſeit einer halbenWoche 480 Mk. Trotzdem erreicht hier das Piilchnotepfer noch

nicht den dreizehnten Teil des Ertrags der kleineren
Stadt Erfurt mit weſentlich niedrigeren Milchpreiſen. Es er
übrigt ſich zu bemerken, daß bei uns endlich etwas getan werden
n um dem Kriege gegen die Säuglinge mildere Formen zu
geben.

Mieter, Mieterräte und Mieterorganiſationen
Das Wohnungselend wird immer unerträglicher. Die Miet

ſteigerungen gehen ins Unermeßliche. Die Mietlaſten werden Tag
für Tag unerſchwinglicher. Die Verhältniſſe auf dem Wohnungs-
markt werden immer r Dieſe Zuſtände ſind eine Folge
der geſchwundenen autätigkeit für Wohnungen
und der Wohnungswirtſchaft im Rahmen des heutigen Wirtſchafts
ſyſtems. Die organiſterten Hausbeſitzer und die hinter ihnen
ſtehenden Kreiſe arbeiten mit allen Milteln an der Aufhebung bzw.
an der en der Zwangsbewirtſchaftung der Wohnungen.

9
Der Wohnungsmangel wird unter raffinierter Sabotage der
geltenden e zum unerhörten Mietwucher ausgenutzt.
Mieter und ohnungſuchende bieten in ihrer Notlage ungerechtr Mietvreiſe in Geld und Naturalien an und keinen damit
den Hausbeſitzern Vorſchub zur weiteren gewinnbringenden Aus
beutung der Mieter. Die Geſetzgebung über Miet und Wohnrecht
iſt unzureichend, Iücken ft und geſtattet infolge Unklarheiten auf
allen Gebieten Abweichungen und Rechtsbeugungen zurm Schaden

dem i ſt tr Zentralorganiſierte Haus und Grundbeſitz beeinflußt die Behürden, Gerichte, Mieteinigungsämter und die öffent
liche Meinung durch Wort und Schrift.

Machtlos ſteht der e Mieter und die lokalen Mieter
vereine dem gegenüber. Nur ein ſtraffarganiſierter Mieterverband
ift in der Lage, die Geſamtintereſſen aller Mieter energiſch zu ver
reten. Zuſammenfchluß iſt das Gebot der Stunde.
Nieter, Siedler und Werkswohnungsinhaberl Auf zur Abwehr
und organiſiert Euch! Mietervereine in Stadt und Land! Schließt
Euch der Zentraſorganiſation der Mitteldeutſchen Mieterbereine
an. Mitteldeutſcher eterverband, Sitz Halle, Geſchäfisſtelle
Harz 1244, Zimmer 14, Fernſprecher 44388.

7

Verbandstag des Mieterverbandes.
Der Mitteldeutſche Mieterverband (Sitz Halle) hielt am 3. und
4. Februar ſeinen Verbandstag ab. Vertreten waren ſämtliche
30 zuppen. Nach dem vom Geſchäftsführer gegebenen
Jahresbericht hat ſich die Mitgliedergahl im letzten Ge

ftsjahr um das fünffache vermehrt und andauernd ſind Neu
aufnahmen zu ein Beweis, daß die Mieterſchaft die
Notwendigkeit eines Zuſammenſchluſſes erkannt hat. Die Ge
ſchäftsſtelle iſt wach dem Zentrum der Stadt, dem Gewerk
ſchaftshaus, Harg 42/44, Zimmer 14, verlegt worden. Jm
n Geſchäftsjahres ſind etwa 1000 Vertretungen vor demMie einigungsamt r mehrere tauſend Geſuche und Pnſtige
Schreiben für die Mitglieder angefertigt worden. Der Zuſpruch
an Ratſuchenden war ein ſehr reger.
Der Mitteldeutſche Mieterverband vertritt beſonders in Halle

die Mieter in der Kommiſſion betr. Feſtſetzung der Zuſchläge, der
Wohnungszuteilungskommiſſion, der Kommiſſion betr. Bautoſten
zuſchläge, und iſt von der Polizeiverwaltung Halle bei der Feſt
etzung der Schornſteinfegerkehrlöhne zugezogen worden. Die
Mitgliederzahl in Halle beträgt etwa 8000.
Der Kaſſjerer u den Kaſſenbericht und wurde

hierauf dem Vorſtand Entlaſtung erteilt. Von den Vertretern der
Ortsgruppe wurde Klage geführt über die unzureichende Geſetz
gebung auf dem Gebiete des Miet und Wohnweſens, und Ein
i grit gegen das Vorgehen der Haus und Grundbeſitzer ge
fordert.

Der jetzige Vorſtand beſteht faſt ſämtlich aus anderen Perſonen,
die mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln die Ziele des Ver
bandes zur Durchführung bringen werden.

Zur Berukswahl.

Der Zentralverband der Angeſtellten erſucht uns um Abdruck
folgender Zeilen:

Ende März verläßt wieder eine große Anzahl von Jungens und
Mädels die ule, um ſich einem Beruf zuzuwenden. Jn all den

r wird eifrig die diskutiert: „Was ſoll der Junge
der was ſoll das Mädchen werden?“ Es iſt manchmal ſehr ſchwer,
einen geeigneten Beruf zu wählen. Gerade in den letzten Jahren
war es an der Tagesordnung, daß ſich viele Eltern für ſogenannte
Modeberufe erklärten. Es wurde auch ſehr oft darauf geſehen, was
für Entſchädigungen die Lehrlinge in den einzelnen Berufen er-
halten. Man ſoll eigentlich bei der Berufswahl nicht davon aus-
gehen, was momentan für eine Lehrlingsentſchädigung gewährt
wird, ſondern man ſoll vielmehr die Ausſicht, im Beruf vorwärts-
zukommen, voranſtellen.

Zu den ſogenannten Modeberufen gehört auch der des Kauf
manns. Viele Leute glauben, daß der Angeſtelltenberuf nicht ſo
große Anforderungen an den einzelnen ſtellt. Dieſe Auffaſſung
iſt irrig, denn auch in dieſem Beruf hängt alles von dem Können
des einzelnen ab. Eine gute allgemeine Schulbildung und be-
ſondere Fähigkeiten im Rechnen, der deutſchen Sprache und Geo
graphie ſind unerläßliche Bedingungen. Für das weitere Fort
kommen ſind auch Kenntniſſe von fremden Sprachen und Kurz-
ſchrift unbedingt erforderlich. Der Junge oder das Mädel, der
dieſen Beruf ergreift, muß vor allen Dingen auch eine leichte Auf
faſſungsgabe und und Anpaſſungsfähigkeit beſitzen. Ehe alſo die
Eltern ſich entſcheiden, was der Junge oder das Mädel werden
ſoll, iſt es notwendig, ſich mit der zuſtändigen Berufsorganiſation
in. Verbindung zu ſetzen. Es kann nicht vft genug davor gewarntrki Flugpi haben ſich je ſtädtiſchen Körvexlhalten mit einerPetder, Lehrbelträge abzuſcheben, ehne Erlindſgynsgt. Aber Ianetee baren ſig an die ihn el mit eine

für Volks

r das Liter Friſchmilch und einen Kleinhandelspreis ß

Privatwirtſ halt ſtatt Kommunaliſerung.

Das ſtädtiſche Gut Seeben ſoll weiter verpachtet werden.

„Wir beſchäftigten uns vor einigen Ta mit dem Plane derbürgerlichen iſtratsmehrheit, das ſtérkiſche Gut Seeben er

neut auf re e Reihe von Jahren privatkapitaliſtiſcher Aus
beutung zu überlaſſen. Die ſchlechten Erfahrungen mit dem
Pächter des Gutes Gimritz und die ausgezeichneten Erfolge mit
der Eigenbewirtſchaftung des Flugplatzgeländes konnten denMagiſtrat nur zu einer platoniſchen Erklärung veranlaſſen, daß

er aus gewiſſen Gründen ſich zunächſt nur für die Eigenbewirt-
ſchaftung des Gutes Gimritz erklären könne. Die Tatſache, daß
aus dem verhältnismäßig kleinen Flugplatzgelände, das noch nicht
einmal rationell bewirtſchaftet werden konnte, etwa ſiebzigmal
ſoviel für den Stadtſäckel herausgeholt werden konnte als aus den
übrigen insgeſamt etwa 5000 Morgen umfaſſenden Gütern zu-
ammen, ſcheint der ehe einfach ignorieren zu wollen. Denn
onſt könnte er ſich nicht ſo mit ganzer Kraft für die erneute Ab

gabe des Gutes Seeben ins Zeug legen, wie das bisher geſchehen
iſt. Jn der ausführlichen Begründung ſeiner den alten halliſchen
„Fortſchritts“ Geiſt atmenden Vorlage heißt es u. a.:
Ohne zu der Frage der Eigenwirtſchaft eines Gutes durch die
Stadtgemeinde grundſäslich Stellung zu nehmen, kann der
Magiſtrat die Eigenwirtſchaft des Gutes Seeben ab Juli 1924
nicht empfehlen. Die Pachtverträge über die anderen ſtädtiſchen
Güter laufen wie folgt ab: über das Gut Gimritz am 31. März
1925 (etwa 1200 Morgen), über das Stadtgut am 30. Sep-
tember 1927 (etwa 800 Morgen) und über das Beeſener Gut
Ende Juni 1928 (etwa 1000 Morgen). Würde nun das Gut
Seeben im Juli 1924 in die wirt chaft übernommen, ſo
wäre der Stadt dieſe Aufgabe z eich mit dem größeſten (2400
Morgen) und wegen ſeiner verſchieden gelegenen und verſchieden
gearteten Flächen auch ſchwerſt zu bewirtſchaftenden Gut geſtellt,
ohne daß ihr genügende Exfahrung mit einem kleineren und
leichter zu bewirtſchaftenden Gut zur Seite ſteht; denn die Er
ahrungen mit den rund 600 Morgen auf dem Jlugelav und dem
)eeſener Exerzierplatz können natürlich für die Bewirtſchaftung

eines großen geſchloſſenen Gutes nicht maßgebend ſein. Nun iſt
aber ſchon jetzt ſicher, daß die r L am 1. April 1925, alſo
nur dreiviertel Jahr ſpäter, das Gut Gimritz des Pächters Görg
in eigene Verwaltung übernehmen muß. Das iſt in erſter Linie
deshalb notwendig, weil die Stadt über die Landſtücke dieſes
Gutes, die zum größten Teil bereits unmittelbar im Bebauungs-
gelände liegen, jederzeit muß verfügen können. Hier kommt alſo
eine Weiterverpachtung nicht in Frage. Erfolgtzunächſt nochmals eine Weiterverpachtung des Gutes Seeben, ſo
51 die Pachtzeit ſo bemeſſen werden, daß es als letztes der vier

üter wieder anfallen würde, und die Stadt bis dahin ſowohl Ge
legenheit zur Erfahrung mit land wirtſchaftlicher Eigenverwaltung
als auch zur Aufbringung der erforderlichen Mittel gehabt hat.
Jn Ausſicht genommen iſt deshalb eine Weiterverpachtung

termine der vier Pachtgüter wie folgt ſtellen: 1. das Gut Gimritz
für den 1. April 1925, 2. das Stadtgut für den 1. Oktober 1927,
3. das Gut t für Ende Juni 1928 und 4. das Gut Seeben für
den 1. Juli 1930. Damit hätte ſich die Stadtgemeinde die Möglich
keit geſchaffen, vlan mäßig vorzugehen. Sonach kommt der
Magiſtrat zu dem Schluß, daß es den Jntereſſen der Stadt am
meiſten entſpricht, wenn das Gut Seeben auf die Zeit vom 1. Juli
1924 bis 30. Juni 1930 an die verwitweie Frau Amtmann Boecker
weiter verpachtet wird.

Was die „Planmäßigkeit“ des Zagia anlangt, ſo
geht ſie, wie klar erſichtlich iſt, aus nach der Richtung, die grund-
ſätzliche Entſcheidung über die Eigenbewirtſchaftung zu hinter

dieſe oder jene Firma eingeholt zu haben. Auch iſt es erforderlich,
daß fich die Eltern danach erkundigen, in welcher Branche die Fort
kommensmöglichkeiten am beſten ſind. Die zuſtändige Berufs
organiſation für Handlungsgehilfen und Angeſtellte iſt der
Zenträlverband der Angeſtellten,

Es iſt Pflicht der Eltern und Erzieher, ſich vor Abſchluß von
Lehrverträgen und vor dem endgültigen Beſchluß über die Be-
rufswahl ſelbſt, mit dem Zentralverband der Angeſtellten in
Verbindung zu ſetzen. Die Geſchäftsſtelle befindet ſich in Halle
(Saale), Harz 42/44 II, Zimmer 109/21. Geſchäftsseit morgens
von 9 bis 1 Uhr und nachmittags von 83 bis 6 Uhr.

Was jſt ein Cauſendwarkſchein
Eine überſichtliche Darſtellung der abnehmenden Kaufkraft

unſerer Mark iſt folgende Berechnung des Tauſendmarkfſcheines
in Goldpfennigen. Der Tauſendmarkſchein hatte Wert:
1914: 100 000 Goldpfg. 1022: Juli 933 Goldpfg.
1922: Januar 2 199 Auguſt 79Februar 2019 September 288März 1 484 Oktober 183April 1 448 November 59Mai t 453 Dezember 55Juni 1888 Und jetzt?Wenn überhaupt Zahlen den deutſchen Markſchwund zu illu-
ſtrieren die Kraft haben, ſo iſt es die vorſtehende Reihe, die eine
beängſtigende Sprache redet.

Der Sozialiſtiſche Studentenbund hält ſeine regelmäßigen
alle 14 Tage Montag abends 8 Uhr im „Gewerk-

chaftshauſe“ ab. Die nächſte Beſprechung findet am 12. Februar
ſtatt. Anmeldungen bei Genoſſen Stengel, Friedrichplatz 6 I.

Eine Gaukonferenz des Arbeiterabſtinentenbundes fand am
4. Februar im „Volkspark“ unter reger Beteiligung ſtatt. Aus
dem Gaubericht ging hervor, daß ſeit der Gründung im Juli 1922
ein großer Stück Arbeit geleiſtet iſt.
konnte bereits feſter Fuß gefaßt werden, trotzdem muß noch eiye
große Anzahl, Jnduſtrieorte beſonders bearbeitet werden. Es
wurde deshalb beſchloſſen, Agitationsfahrten zu veranſtalten und
einen beſonderen Gaubeitrag zu erheben. Der Gaubericht wurde
ergänzt durch einen Vortrag über die Bewegung im Reiche.
Zwecks planmäßiger Tätigkeit wurde eine Gauſatzung ange-
nommen. Der Gauleiter wurde wiedergewählt. Die Anſchrift
lautet: Walter Thamm, Halle, Zinksgartenſtr. 15, part.

„Einigkeit und Recht und Freiheit.“ Unſer dieſer Parole
lotſte man geſtern abend eine ganze Anzahl ahnungsloſer halli-
ſcher Bürger in das deutſchnationale Garn. Referent war der
Abg. Bruhn (Berlin), der aber nicht über das angekündigte
Thema ſprach, ſondern eine wüſte Hetzrede gegen die Republik,
die Schutzgeſetze, den Achtſtundentag, das jetzt geltende Arbeits
recht, das Betriebsrätegeſetz uſw. vom Stapel ließ. Die Ver
ſammlung fand im „Neumarktſchützenhaus“ ſtatt. Einige Auch
arbeiter, „chriſtlicher“ Coleur, meldeten ſich zum Wort und be-
teuerten, daß ſie ganz gern noch zwei Stunden mehr am Tage
arbeiteten. Dieſe Selbſtgeißelung wurde natürlich von den an
weſenden Hakenkreuzjünglingen, die als Bourgeoiſieſöhnchen zum
größten Teil noch nie anſtrengend gearbeitet haben, mit frene-
tiſchem Jubel begrüßt. Die Hetze gegen die arbeitende Bevöl
kerung, alſo den weilaus größten Teil des deutſchen Volkes ken
zeichnete den Geiſt, der in dieſer Verſammlung für „Einigkeit und
Recht und Freiheit“ herrſchte.

DSewohner des

blatt und Mansfelder Volkszeitung mires, en z ar

auf ſechs Jahre ab 1. Juli 1924, ſo daß ſich die Rückgabe P

Jn 25 Orten des Bereiches

Pachtland für die Flugplatzbewohner. Di-

Feinde der Kommunaliſierung.
treiben. g den des Gutes Gimrit entſchloß man
z ja auch nur notge weil man das Verfügungsrecht über

s Gelände in die Hand bekommen möchte. Nur weil die Stadt
Bauplätze hraucht, entzieht ſie dem a
Görg zum z zuläſſigen Termin das Verfügungsrecht überdas wertvolle Gelände. Der „Klafſenkampf“, der ſt jetzt auch
mit der Angelegenheit ausnahmsweiſe einmal ziemlich ſachlich be
ſchäftigt, hat ganz recht, wenn er die Begründung als lächerlich
bezeichnet und dem Magiſtrat atteſtiert, daß er ſich kein größeres
Armutszeugnis ausſtellen konnte, wenn er ſagt, die Stadt habe
keine Erfahrung mit der Bewirtſchaftung eines größeren
Gutes au weiſen Dieſer Einwand iſt vollkommen hinfällig.
Man beauftrage einen tüchtigen Fachmann, der in faſt jedem
Gutsinſpektor gefunden iſt, ſtatt einen auf Paragraphenkünſte
veſtierten Bureaukraten mit der Verwaltung der Güter, und die
Sache geht. Sie geht ausgezeichnet, wenn man nur
will. Den Beweis können wir kurz Hinweis auf unſere
r Leip s erbringen. Von ſeinen etwa 15 Gütern
at die Stadt Leipzig bis jetzt infolge Ablaufs der Pachtzeit acht

Güter in eigene Bewirtſchaftung genommen. Wir empfehlen dem
Magiſtrat, ſich an Ort und Stelle von den nach jeder Richtung aus
gezeichneten Ergebniſſen zu überzeugen, die dort mit der pringipiell beſchloſſenen und ohne Raſch auf Privatintereſſen durch

geführten Eigenbewirtſchaftung gemacht worden ſind. Und das
trotz der kurzen Zeit und ohne jegliche Erfahrung.

Jm Grundeigentums ausſchuß. wurde geſtern bereits
über die Weiterverpachtung des Gutes Seeben verhandelt und be
ſchloſſen, der jetzigen Pächterin, der Witwe Boeckerx, die Be
wirtſchaftung auf 6 Jahre gegen einen gleitenden Pachtzins von
2 Zentner Roggen pro Morgen Freihandelspreis zu übertragen.
Von unſeren Vertretern im Ausſchuß wurde natürlich mit allem
Nachdruck die Uebernahme in Eigenbetrieb gefordert, wobei auf
die ſchlechten Erfahrungen, die bis jetzt bei der Verpachtung der
ſtädtiſchen Güter r ſins, hingewieſen wurde. Es wurde
dabei betont, daß bei den äußerſt ſchlechten Finanzverhältniſſen
der Stadtverwaltung Geldquellen erſchloſſen werden müſſen.
Ein tüchtiger Verwalter wäre die beſte Garantie dafür, daß das
Gut zum Nutzen der Geſamtheit diene. Aber auch unſere für
lange Zeit in Frage geſtellten Ernährungsverhältniſſe zwingen
uns, unſere ſeit einem Menſchenalter geforderte Eigenbewirt-
ſchaftung durchzuführen. Sollte aber wider Erwarten der Eigen
re doch abgelehnt werden, dann müſſe eine Ausſchreibung er
olgen.
Seitens der Magiſtratsvertreter wurde dem entgegengehaltken,

daß eine programmäßige Ueberführung der ſtädtiſchen Güter in
Eigenbewirtſchaftung ſchon aus kommunalvpolitiſchen Gründen in
Ausſicht genommen iſt, da re gegenwärtig die rieſigen Geld
mittel, die zur praktiſchen Durchführung notwendig ſind, um u. a.
das Inventar zu beſchaffen, nicht aufzubringen ſein ſollen. Des-
halb ſei eine kurgzfriſtige Verpachtung an die Pächter, die als die
beſten bezeichnet werden könnten, mit denen wir zu tun gehabt
haben, aufs wärmſte zu empfehlen. Auch eine Ausſchreibung käme
hei der kurzen Friſt nicht in Frage. Wenn tatſächlich ein höherer
Pachtpreis erzielt würde, könnte dies nur auf Koſten der Aecker
geſchehen. Ein Angebot der Firma Nagel, die bis 816 Zentner
Weizen zu zahlen bereit iſt, lehnt die bürgerliche Magiſtratsmehr-
heit aus ebenfalls nicht durchſchlagenden Gründen ab. Frau
Boecker ſoll unter allen Umſtänden das Gut noch einmal bekommen.
So will es der Magiſtrat. Wer ſich dagegen erklärt, verſteht nach
Anſicht der famoſen Kommunaliſierungstheoretiker nichts von
ſolchen Dingen, vder vetrxeibt „parteipolitiſche Eigenbrötelei“.

ſo patriotiſchen Pächter

Für die Fraktion dex VSPD. kann ünd darf es hier kein Schwan
ken geben. Für ſie gibt es n Plenum des Stadtparlaments nut
eine Eniſcheidung: Weg mit dieſer Wirtfchaft! Freie Bahn der
Kommunaliſiernng!

Eingabe gewendet, den 74 Familien je einen Viertel Morgen
Ackerland zu verpachten. a die ſchwierigen Verhandlungen
wiſchen Staat und Gemeinde noch nicht r ſind, durch die ein
Streifen von 50 Metern zu dem Flugplatz geſchlagen werden ſoll,

hat der Grundeigentumsausſchuß geſtern veſ ſloſſen, die Ange
legenheit dem Magiſtrat zur Erledigung zu überweiſen.

Wo bleiben die Taler? Manche Leute zerbrechen ſich immer
noch den Kopf darüber, wo die neuen Taler geblieben find. Sie
ſind verſchwunden, wie einſt die Gold und Silberſtücke, wie nach
ihnen die Nickel- und Kupfermünzen, wie ſchließlich auch das Geld
aus Eiſen und Zink und Aluminium. Die neuen Taler ſind zum
allergrößten Teil gar nicht erſt in den Verkehr gelangt, ſo daß
nur wenige Glückliche ſo ein Ding überhaupt zu ſehen gekriegthaben. Man wilk künftig ganz auf die t von Hartgeld ver
zichten, weil bei der fortſchreitenden Geldentwertung der Nenn
wert des neuen Geldes ſehr raſch durch die Herſtellungskoſten über
holt wird und im übrigen doch alles Hartgeld ſofort wieder in den
Händen der Münzenhamſter verſchwindet. Daß aber lange noch
nicht alle Stücke bei den Sammlern gelandet und verſtaut worden
ſind, davon kann man ſich überzeugen, wenn man die Schaufenſter
der Münzen händler beſichtigt. Jm Zentrum Berlins hat
eine Briefmarken und Münzenhandlung noch einen ſehr
reichlichen Vorrat neuer Taler, die im Schaufenſter
offen ausgelegt ſind und mit unverſchämt hohem Auf-
ſchlag angeboten werden. Vor nicht 5 e Zeit las mandie Preisangabe 150 Mk. pro Stück, kürzlich wurde ſie auf 200 Mk.
pro Stück erhöht und inzwiſchen iſt ſie zweifellos wieder höher
angeſetzt worden, alldieweil der Papiermarkwert weiter geſunken
iſt. Sollte es wirklich kein Mittel geben, den Handel mit ſolchen
wenigſtens formell noch „kurſierenden“ Münzen zu unterdrücken?

Rauchen verboten! Für die Rauchverbotesin den Zügen und Nichträucherräumen der Bahnhöfe wurde ob1. Februar vie Buße für jeden Eingelfall auf 800 Mk. erhöht. Das

Perſonal iſt angewieſen worden, beſonders bei vorſätzlicher
Uebertretung des Verbots mit aller Schärfe vorzugehen

Großer Wäſchediebſtahl. Aus dem ſtädtiſchen Kinderheim,Beeſener Zu e, iſt in der Nacht zum 8. Februar, ein größerer

Poſten Bettwäſche geſtohlen worden. Sie iſt meiſt in Kreusſtich
mit Die und einer laufenden Nummer gegzeichnet. Eine An
zahl Stücke tragen auch den Farbſteinpel: „Städt. Kinderheim“,
Halle. Da eine gemeinnützige Anſtalt ſchwer geſchädigt worden iſt,
wird dringend gebeten, bei Angebot ſolcher Wäſche rechtzeitig
ſachdienliche Mitteilungen an die Kriminalpolizei zu richten.

Verſammiungen und Veranſtaltungen.

Die Proletariſche Kulturvereinigung veranſtaltet am Sonn
tag, dem 11. Februar, im großen Saale des „Volkspark“ einen
Proletariſchen Unterhaltungsabend. Nachmittags
von 4 bis 6 Uhr Muſik. Geſangsvorträge, Rezitationen uſw.
Abends 7 Uhr: „Das Geſetz“, Drama in drei Aufzügen. Wähernd
der Pauſen Mandolinenvorträge. Eintrittskarten ſind nur an
der Kaſſe am Saaleingang zu haben. Am Nachmittag koſtet der
Eintritt für Kinder 10 Mk., für Erwachſene 20 ME; für die
Abendvorſtellung werden 100 Mk. Eintrittsgeld erhoben.

Donnerstag, 8. Februar: Meiſt wolkig bis trüb, Niederſchläge,
windig, ſpäter Sinken der Temperatur. g

Freitag, 9. Februar: Abwechſelnd heiter und wolkig, kälter, böig,
zeitweiſe Schnee, ſpäter trgcken. m e
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Aus der Provinz.
Sangerhauſen. Jugendweihe. Die Parteigenoſſen, de

Kinder r Oſtern aus der Schule entlaſſen werden und nicht kirch
lich konfirmiert werden ſollen, wollen ihre Kinder zur Teilnahme
an der rade ſofort heim Genoſſen Haberlandt,
Hüttenſtraße 99, anmelden.

Für die „Ruhrhilfe Unter dieſer Ueberſchrift
erſcheint von Ket Jeit in der „Sangerhäuſer Zeitung eine
Aufrechnung der Beträge, die dem notleidenden Ruhrgebiet zu
L ſollen. Während einerſeits rieſenhafte Beträge von Einzel-
zeichnern einlaufen, bei denen man immer fragt, warum haben
dieſe Leute nichts für die Sangerhäuſer notleidenden alten Leute
übrig, rer man andererſeits Sammelbeträge, die, wenn mandie Fei ner kennt, jedem, ſoweit er nicht nur Maulpatriot iſt, die
Schamröte ins Geſicht treibt. Wenn unſere Ruhrbrüder dieſe
„Svende“ kennen würden, dann würden ſie keinen Pfennig nehmen.
Beamte des Landratsamts und des Kreishauſes haben ſage und
ſchreibe 2500 Mk. „geſammelt“. Zwölf oder dreizehn find es, da
kommen pro Naſe 200 Mk. Wenn dieſe lächerlich geringe Summe
ſchon ein Skandal iſt, ſo iſt es einfach unerhört, wenn einzelne
dieſer Herren Millionen aus Spekulationen verdient haben. Und
dieſe Spekulationen ſind nur ſo günſtig geweſen weil das Ruhr-
gebiet beſetzt wurde. Der Dollar ſtieg, die Mark ſank, und
deutſche Beamte der Kreisverwaltung hatten ihr „Geſchäftchen“
gemacht! Jſt das die Ruhrhilfe?

Kelbra. Keine Stadtverordnetenneuwahlen. Auf
den Bericht vom 22. Januar betreffs Beſchlußfähigkeit unſeres
Stadtparlaments iſt fſolgender Beſcheid von dem Regierungs-
präſidenten unterm 25. Januar eingegangen. Nach Artikel 2
Ziffer 3 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom
13. Mai 1918 kann durch Gemeindebeſchluß beſtimmt werden, daß
die Stadtverordnetenverſammlung auch beſchlußfähig iſt, wenn
mehr als ein Drittel der Mitglieder anweſend iſt. Wird ein der-
artiger Beſchluß nicht gefaßt, ſo behält es bei der Beſtimmung des
S 42 Satz 1 der Städteordnung vom 30. Mai 1858, derzufolge die
Stadtverordnetenverſammlung nur bei Anweſenheit von mehr als
die Hälfte der Mitglieder beſchlußfähig iſt, ſein Bewenden. Die
Gemeinde kann demnach keinesfalls willkürlich andere, von dieſer
Gefetzesvorſchrift abweichende Beſtimmungen treffen, wie es im
S 10 der Verfaſſungsbeſtimmungen zur Geſchäftsordnung der
Stadtverordnetenverſammlung geſchehen iſt, zumal der Beſchluß
vom 12. Juli 19f8 nicht aufgehoben iſt. Demnach iſt das Stadt
varlament mit Rückſicht anf den rechtsgültigen auf Grund des
Artikels 2 Ziffer 8 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Ver
waltung gefaßten Beſchluſſes vom 12. Juli 1918 auch bei Anweſen-
heit von nur 5 Mitgliedern beſchlußfähig.

Beſtandene Prüfungen. Bei den am 30. Januar 1928
in Merſeburg (Landeshaus) ſtattgefundenen Prüfungen beſtanden
die Genoſſen Louis Bornkeſſel und Albert Beilicke die Prüfung
zum Bahnaſſiſtenten mit „Sehr gut“.

Freitod. Wir berichteten geſtern über das Verſchwinden
eines jungen Mädchens aus Sangerhauſen, welches bei dem Paſtor
Veit in Berga in Stellung war. Die Vermutung, daß das Mäd-
chen freiwillig aus dem Leben geſchieden ſei, hat ſich beſtätigt. Am
Montagnachmittag wurde die Leiche, an einem Brückenpfeiler des
ſogenannten fleinen Wehres bhängend, aufgefunden.

Roßla. Ziegendiebſtahl. Jn der Nacht vom 1.
2 Februar wurde einer hieſigen Einwohnerin die Ziege aus demStall geſtohlen und gleich abgeſchlachtet. Dieſe Tat iſt verab
ſcheuungswürdig. da die Frau noch kleine Kinder hat und nun die
teure Milch für dieſelben kaufen muß.

Delitzſch Frauengruppe. Am Freitag, 2. Februar, trat erſt
malig ſeit der Vereinigung beider Parteien die Frauengruppe zu-
ſamwmen. Genoſſin Rabe hatte es übernommen einleitend über
Je Notwendigkeit, die Frauen beſonders zu erfaſſen, zu ſprechen.
Jhre Ausführungen ſowie der Bericht über den Wohlfahrtsausſchuß
durch Genoſſin Dumont wurden in der Ausſprache durch Ge-
noſſen Buhle nach der Seite der Wohlfahrtspflege und durch
Genoſſen Schwahn nach der Seite der Schul und Kirchenfrage
und durch einige Genoſſinnen ergänzt. Bei der Vorſtandswahl
wurden gewäblt als 1. Vorſitzende Genoſſin Dumont, als
2. Vorſitzende Genoſſin Buhle und als Schriftfübrerin Genoſſin
Bleie. Jn Zukunft ſollen nun regelmäßige Zuſammenkünfte
ſtattfinden, und zwar jeden 1. und 83. Freitag im Monat. Zur
beſſeren Erfaſſung der Frauen wird in nächſter Zeit von der
Frauengruppe rege Hausagitation getrieben werden. Es wurde
eine Wohlfahrtskommiſſion, beſtehend aus 8 Genoſſinnen, zu denen
noch t Genoſſe gewählt werden ſoll, gebildet. Gegen 11 Uhr war
die Verſammlung zu Ende. Die dem Ortsverein zur Verfügung
er 15 000 Mk. ſind unter 10 Familien zur Verteilung ge
ommen.
Zörbig. Der Herrgott von Zörbig. Die Zuſtände in

unſerer Gasverforgung, die ſchon ſeit Jahren immer wieder end-
loſe Debatten im Stadtparlament hervorgernfen haben, ſpotten
jeder Beſchreibung. Das Gas ſchlägt, was Minderwertigkeit und
Höhe des Preiſes anbelangt, jeden Rekord! Weder Beſchwerden an
die weitab in Bremen ſitzende Direktion des Werks, noch Vor-
ſtellungen bei dem bedeutend näher, nämlich hier in Zörbig, ſitzen-
den Aufſichtsrat haben bisher das geringſte gefruchtet. Der hieſige
Gasmeiſter, der ſchon lange als „Herrgott von Zörbig“ bezeichnet

zum

wird. läßt ſich nichts dreinreden und regiert als unumſchränkter
Selbſtherrſcher. Den Gipfelpunkt der Anmaßung erreicht dieſer
Herr jedoch mit ſeiner neueſten Verordnung, daß jedesmal, wenn
der Verbraucher durch den Gasgeldeinkaſſierer nicht angetroffen
wird, 100 Mk. Gebühren zu entrichten ſind. Alſo, Proletarier,
bleihe vom 1. jedes Monats an hübſch Tag und Nacht zu Hauſe,
bis der Mann mit dem einnehmenden Weſen zu Dir kommt und
Du Deinen Beutel entleeren darfft! Dann magſt Du erleichtert
wieder Deinem gewohnten Tagewerk nachgehen. Es bedarf keiner
Erwähnung, daß die Zahlung einer ſolchen Gebühr als unberechtigt
in jedem Fall entſchieden abgelehnt werden muß, zumal eine Be
kanntmachung, wann einkaſſiert wird, nicht erfolgt. Jnwieweit
ſich das Verlangen auf die erſt jetzt mit rückwirkender Kraft vom

Jannar an erfolgende Gaspreiserhöhnng als Wucher darſtellt,
dürfte noch zu unterſuchen ſein. Das Werk ſoll über reichliche alte
Kohlenbeſtände verfügen. Die enorme Preiserböhung wird aber

neueſten hohen Kohlenpreiſen begründet.
rg. Aus dem kommunalpolitiſchen Leben

u r Stadt. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung er
attete Bürgermeiſter Dietze den Verwaltungsbericht für das
wahr 1922, dem wir folgendes entnehmen: Die Neuordnung des
geſan. erwaltungsweſens wurde beendet. An neuen Orts-
geſeder n erlaſſen: eine Verwaltungsgebührenordnung, eine
Vergn. enerordnung, ein Nachtrag zur Hundeſteuerordnung.
An au den hen Unterſtützungen aus auswärtigen Kaſſen
wurden 280 0099) Mk. für Bedürftige vermittelt. Die gegen Weibh-
nachten durchge ührte Hilfsaktion ergab 400 000 Mk. in Geld und
Lebensmitteln; dazu bewilligte die Stadt noch 300 000 Mk. Der
Kaufmann Alfred Beſſer in Rio de Janeiro, ein geborener Kem-
berger. überwies der Stadt Lebensmittel im Werte von mehreren
Millionen.
Weihnachtsbeſcherung; die Stadt dankte ihm durch Verleihung des
Ehrenbürgerrechts. Ein von der Kreisfürſorgerin abgehaltener
Lehrgang für Säuglings- und Krankenfürſorge wies bis zum
Schluſſe rege Beteiligung auf; auch die ſtändigen Säuglings
beratungsſtunden waren gut beſucht. Acht ſchwächliche Kinder
wurden in einem Erholungsheim untergebracht. Die ſtädtiſche
Schwimmbadeanſtalt wurde aus Sparkaſſenüberſchüſſen verbeſſert
und erweitert. Der Ausſchuß für Stadtverſchönerung veranſtaltete
den 5. Wettbewerb für Fenſterblumenſchmuck, der wiederum gute
Beteiligüng fand. Die 1918 eingeführte Berufsvormundſchaft für
uneheliche Kkuder, die völlig koſtenlos geführt wird, zeigt erfreuliche
Fortſchritte. Beim Standesamt ſind zu verzeichnen: 49 Geburten,
20 Aufgebotsverhandlungen, 32 Eheſchließungen und 40 Sterbe-
fälle. Die Einwohnerzahl betrug am Jahresſchluß 2540. Das
ſtädtiſche Elektrizitätswerk gab 37306 Kilowatt Licht und 28 586
Kilowatt Kraft ab. Der Umſatz bei der Kämmereikaſſe iſt geſtiegen
von 3 auf 46 Millionen, bei der Stadtſparkaſſe von 8 auf 39 Mil-
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Herr Beſſer bereitete außerdem 60 Schulkindern eine
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Aus dem Bezirksſekretariat wird uns vom Genoſſen Peters
geſchrieben: Nach den bisher vorliegenden Meldungen finden im
Monat April für ganz Preußen allgemeine Stadtverordneten und
Gemeindevertreterwahlen ſtatt. Wenn nicht beſondere Ereigniſſe
dazwiſchenkommen, haben wir faſt beſtimmt mit den Wahlen zu
rechnen. Zwar ſteht noch nicht feſt, ob die neue Städte und Land-
gemeindeordnung die ja eigentlich die Grundlage für dieWahlen bilden on bis zum Frühjahr fertig ſein wird. Die
Geſetzesvorlage iſt erſt kürzlich dem Landtag zugegangen, nachdem
K. monatelang im Staatsrat vergraben lag. Die bürgerlichen

arteien des Landtags werden ſich bei der Beratung des Entwurfs
auch nicht ſonderlich beeilen; vorläufig iſt er einem Ausſchuß zur
Spezialberatung und Durcharbeitung überwieſen worden. Und
gerade die Ausſchußberatungen bieten den Bürgerlichen die beſten
Möglichkeiten, die Fertigſtellung zu verzögern. Unſere Genoſſen
im Landtag werden zwar alles aufbieten, daß die Vorlage mög-
lichſt bald verabſchiedet wird, es bleibt aber dabei zu berückſichtigen,
daß nicht wir, ſondern die Bürgerlichen im Landtag die Mehrheit
haben. Jedenfalls ſteht zu befürchten, daß die neue Städte und
Landgemeindeordnung bis zum Frühjahr noch nicht Geſetz ſein
wird.

Aber unbeſchadet deſſen haben wir doch höchſt wahrſcheinlich mit
den Wahlen zu rechnen.

Der Landtag hat bekanntlich im Herbſt vorigen Jahres
einen Antrag angenommen, wonach die Stadtverordneten
und Gemeindevertreterwahlen auf Grund einer zu erlaſſen-
den Notverordnung bis ſpäteſtens April 1923 vorgenommen
ſein ſollen, falls die Städte- und Landgemeindeordnung

bis zu dieſem Zeitpunkt nicht fertiggeſtellt iſt.
Mit dieſer Tatſache müſſen wir rechnen und uns dementſprechend

einſtellen.
Es iſt nun vor allem notwendig, Klarheit zu ſchaffen über das,

was wir zu tun haben, um allen Anforderungen gewachſen zu ſein.
Der Wahlkampf ſelbſt wird Formen annehmen, wie ſie bisher
nicht üblich waren. Die bürgerlichen Parteien werden die größten
Anſtrengungen machen, das bei den letzten Wahlen in den Städten
und Gemeinden verlorene Terrain wiederzugewinnen. Sie wer-
den beſtrebt ſein, überall den ſozialiſtiſchen Einfluß zu brechen und
ihre Herrſchaft wieder feſt zu verankern. Kein Mittel wird ihnen
zu ſchlecht ſein, die Sozialiſten zu verleumden und herabzuſetzen.
Darauf müſſen wir uns gefaßt machen.

Getviß ſchreckt uns das nicht im geringſten, aber trotzdem gilt
es für uns, auch alles vorhakidene Material zuſammenzutragen.
damit wir den Bürgerlichen im Wahlkampfe gründlich heim-
leuchten können. Material gegen das Bürgertum dürfte in allen
Orten reichlich vorhanden ſein. Es kommt nur darauf an, daß wir
es geſchickt verwenden. Unſeren jetzigen Stadtverordneten und Ge-
meindevertretern fällt die Aufgabe zu, in dieſer Beziehung die not-
wendigen Vorarbeiten zu leiſten und alles Material ſorgfältig zu
ſammeln. Mitunter ſind es ſcheinbar nur Kleinigkeiten, die im
täglichen Leben in der Gemeinde paſſieren und die im allgemeinen
wenig beachtet werden, die uns aber doch große Dienſte leiſten
können. Wir müſſen uns immer darüber klar ſein, daß bei den
Kommunalwahlen nicht die allgemeine große Politik entſcheidend
iſt. Den Wahlausgang entſcheiden in der Hauptſache örtliche
Verhältniſſe.

Berückſichtigen wir das, ſo wiſſen wir auch ohne weiteres, welche
Geſichtspunkte bei der Aufſtellung unſerer Kandidaten maßgebend
ſein müſſen. Es ſoll offen ausgeſprochen werden, daß in der Ver-
gangenheit dabei manche Mißgriffe und Fehler gemacht worden
ſind. Eine ganze Anzahl nicht gerade angenehme Perſönlichkeiten
haben es verſtanden, ſich vor der letzten Wahl das Vertrauen
unſerer Genoſſen zu ergattern und ſich in den Vordergrund zu
ſchieben, nur damit ſie als Stadtverordnete oder Gemeindevertreter
aufgeſtellt wurden. Waren ſie dann gewählt, ſo zeigte ſich bald,
welchen ſchweren Mißgriff die Partei mit ſolchen Leuten gemacht
hatte. Sie wollten eine Rolle ſpielen in der Gemeinde und be-
nutzten die Partei nur als Sprungbrett. Mit ihrer Politik ſchädig-
ten ſie die Jntereſſen der Arbeiter, ſie kompromittierten letzten
Endes auch die Partei. Die auf dieſem Gebiete gemachten Er-
fahrungen machen es uns zur Pflicht, bei der Auswahl der Kandi-
daten zur kommenden Wahl recht vorſichtig zu ſein. Nur wirklich
zuverläſſige Genoſſen dürfen aufgeſtellt werden.
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Bereitet die Rommunalwahlen vor.
Wir müſſen gerüſtet ſein!
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Noch viel wichtiger iſt aber die Durchführung der Wahl ſelbſt
Da wir es bei den Kommunalwahlen mit unzähligen Einzelwahlen
zu tun haben, werden an die Organiſation die höchſten Anforde,
un en geftent werden. Hier gilt es alſo die beſten Vorbereitungen
zu treffen.

Die Organiſation muß möglichſt ſofort in den Zuſtand
der Wahlbereitſchaft geſetzt werden.

Wahlkämpfe erfordern in der Gegenwart gewaltige Geldmittel
Millionen werden nötig ſein zur Durchführung der Kommunal
wahlen. Die erſte Vorausſetzung zur Erringung von Erfolgen iſt
daß die Partei über reichliche Geldmittel verfügt. Es iſt daher
gegenwärtig unſere dringendſte Aufgabe, die notwendigen Gelder
ſo ſchnell wie möglich zu beſchaffen. Jeder Parteigenoſſe und
insbeſondere die Ortsvereinsleitungen ſind ſich wohl darüber klar
daß mit den regelmäßigen Beiträgen die Wahlen nicht durchführ-
bar ſind.

Es gilt, baldmöglichſt einen beſonderen Fonds zur Durch
führung der Stadtverordneten und Gemeindevertreter

wahlen zu ſchaffen.
Die Bezirksleitung hat ſich bereits mit dieſer Frage beſchäftigt

und beſchloſſen, Sammelliſten in Umlauf zu ſetzen, um auf
dieſe Weiſe die notwendigen Beträge aufzubringen Die Liſten
ſind den Ortsvorſtänden bereits zugeſandt. Es liegt nun an den
Genoſſen im Vezirk ſelbſt, alles weitere zu veranlaſſen und mit
der größten Energie die Sammlung zu beginnen. Alle Funktio-
näre, beſonders die Betriebsvertrauensleute, müſſen ſofort die
Liſten erhalten. Es darf mit der Sammlung nicht gewartet
werden, bis die Wahlen vor der Tür ftehen, dann wäre es zu ſpät,
Die Partei ſoll und muß jetzt ſofort alle Vorbereitungen für die
Wahlen treffen, und dazu gehört Geld und nuchmals Geld.

Es iſt wohl auch ſicher anzunehmen, daß, die Arbeiterſchaft in
richtiger Erkenntnis über die Schwere des Wahlkampfes ihr
Scherflein zur Schaffung des Fonds beiſteuern wird. Gewiß leidet
die Arbeiterſchaft ſchwer unter den wirtſchaftlichen Nöten. Will
ſie ſich aber behaupten und durchſetzen, ſo muß ſie für ihre eigenen
Kämpfe auch die Mittel aufbringen. Von keiner Seite haben die
Arbeiter irgendwelche Unterſtützung zu erwarten, weder morgliſch
noch materiell. „Die Befreiung der Arbeiter kann nur das Werk
der Arbeiter ſelbſt ſein.“ Eingedenk deſſen wiſſen wir, daß wir
fortgeſetzt kämpfen müſſen. Dieſer ſtändige Kampf er-
fordert aber Geld, das aufgebracht werden muß. Die ſozigliſtiſch
denkende Arbeiterſchaft wird dieſe Mittel auch aufbringen in dem
Bewußtſein, damit die Vorausſetzung für den Kampf, für die
Durchſetzung unſerer Zieke zu ſchaffen.

Die Bedeutung der Kommunolwahlen für die Arbeiterſchaft iſt
außerordentlich greß. Je mehr Vertreter wir im Gemeinde
parlament haben, deſto größer iſt unſer Einfluß auf die Führung
der Gemeindegeſchäfte. Von dem Wahlansfall hängt es ab, in
wieweit in der Frage der Skteuerpolitik, auf dem Gebiete der
Wohlfahrtspflege uſw. die Jntereſſen der minderbemittelten
Schichten berückſichtigt werden. Die Gemeinden hilden die Zellen
des Staates, das Fundament unſeres ganzen Staatsweſens.
Daher richtet ſich unſere Einwirkung auf die Staatsgeſchäfte nach
dem Einfluß, den wir in den Gemeinden beſitzen.

Wir haben alſo alle Veranlaſſung, unſere Vorbereitungen für
die Wahlen gut zu treffen, damit wir erfolgreich daraus hervor-
gehen. Es iſt ſchon oben ausgeführt, welche Anſtrengungen die
Bürgerlichen machen werden. Jhnen ſtehen allerdings weit beſſere
finanzielle Hilfsquellen zur Verfügung, ſie ſind auch jetzt ſchon
dabei, Millionen für dön Wahlkampf aufzuſammeln.

Wollen wir den Bürgerlichen das Feld nicht kampflos
überlaſſen, ſo müſſen wir mit verdoppeltem Eifer ebenfalls

rüſten.
Der Wahlkampf erfordert große finanzielle Opfer und

opferwillige Arbeit.
der Situation bewußt ſein. Bereiten wir alles gut vor, ſorgen
wir vor allem für das notwendige Geld. Ueberall müſſen ſofort
die Geldſammlungen einſetzen, damit wir das Rüſtzeug ſchmieden
können. Der Kampf wird ſchwer und hart ſein. Aber durch-
dringen von ſozialiſtiſchem Geiſte werden wir kämpfen für unſere
Ziele und den Aufſtieg der Arbeiterklaſſe.

Unſere Parole bei den Kommunalwahlen muß lauten: „Wir
wollen ſiegen, trotzalledem!“

T

lionen, bei der Girokaſſe von 8 auf 200 Millionen Mark. Das
Einlegerguthaben bei der Spar- und Girokaſſe hat ſich von 8 auf
30 Millionen erhöht. Die 1918 zur Hebung des Sparſinns eröff-
nete Weihnachtsſparkaſſe (Abholungsſyſtem) iſt ebenfalls erfreulich
gewachſen. Die Einlagen betrugen 319 000 Mk; die Zahl der
Sparer iſt von 337 auf 40t geſtiegen. Auf dem Waldfriedhof wurde
ein Kriegerehrenplatz angelegt. der in ſeiner Eigenart eine der
ſchönſten Kriegerehrungen darſtell Begen Jahresende wurde mit
dem Umbau des mittelalterlichen hauſes begonnen. Der Bau
iſt nötig im Jntereſſe der Exhalturg des Gebäudes und zur Er-
weiterung der unzureichenden Bureauräume. Dabei wird auch ein
Gemeindeſaal geſchaffen, der allen gemeinnützigen Vereinigungen
zur Verfügung ſteht, wodurch einem dringenden Bedürfnis ab-
geholfen wird. Der reichhaltige Bericht zeigt trotz der widrigen
Zeiten eine erfreuliche Entwicklung der Stadt Kemberg.

Friedersdorf. Un würdige Zuſtände inder Gemeinde.
Jn der letzten Monatsverſammlung des hieſigen Ortsvereins der
VSPD., in welcher der Genoſſe Preußker ein beifällig auf-
genommenes Referat über die Bedeutung der Beſetzung des Ruhr-
gebieis durch die Franzoſen hielt, beſchäftigte man ſich auch ſehr
rege mit verſchiedenen Gemeindeangelegenheiten. So ſpotten die
Zuſtände im Gemeinde-Armenhaus jeder Beſchreibung. Das Haus,
beſonders der von der Witwe W. und ihrem beſchränkten Sohn
bewohnter Teil, iſt voller Ungeziefer; wie man fo ſagt, völlig ver
lauſt und verwanzt. Die Gemeindevertretung hat bisher nie an
eine ernſte Abſtellung dieſer unwürdigen Zuſtände gedacht. Bei
dem Bewenden, „das koſtet zuviel Geld“, darf es nicht bleiben.
Die Gemeinde hat die Pflicht, hier ſofort helfend einzugreifen.
Weiter muß darauf hingewieſen werden, daß die Straßen unſeres
Ortes keine Schlamm- und Moraſtſammelſtellen ſein ſollen. Es
herrſchen bei uns in dieſer Beziehung geradezu troſtloſe Zuſtände.
Man glaubt ſich beim Betreten unſeres Dorfes in die dreckigſte
Gegend der Polackei verſetzt. Selbſt die einzige gepflaſterte Straße
iſt ſo verloddèrt, daß ſie ohne die Benutzung von Langſtiefeln faſt
gar nicht mehr paſſiert werden kann. Aufgabe der Gemeinde-
vertretung muß es ſein, aus ihrer gegenwärtigen Lethargie ſich
aufzuraffen un tatkräftig für das Wohl der Gemeinde zu arbeiten.

Bockwitz. Die wirtſchaftliche Lage und die Kon-
ſumvereine. Ueber obiges Thema ſprach der Verbandsfekretär
Mikowſkhy in einer Mitgliederverſammlung des hieſigen Kon-
ſumvereins. in Bockwitz und Mückenberg. Jn klaren und leicht ver-
ſtändlichen Ausführungen ſchilderte er die wirtſchaftlichen und
ideellen Aufgaben der Konſumgenoſſenſchaften. Die Ausführungen
wurden mit großer Aufmerkſamkeit verfolgt. Jn der Diskuſſion
wurde betont, daß heute vor allen Dingen auch die Konſumvereine
unter dem Mangel an Betriebskapital zu leiden haben. Man
ſprach ſich dafür aus, daß die Anteile erhöht werden müſſen. Bis
auf einige nicht ernſt genommene Ausfälle des Unterbezirksleiters
der KPD. von Müſckenberg verliefen die Verſammlungen ſehr gut
und zeitigten ein poſitives Ergebnis. Am Donnerstag, den 8. Febr.,
findet in Grünewalde („Gaſthof zur Walke“), abends 714 Uhr,
ebenfalls eine Mitgliederver ſammlung des Konſumvereins mit
gleicher Tagesordnung ſtatt.

Kleine Nachrichten.

Steinhagen. Beim Verſuch, auf einen ſchon fahrenden Zug auf-
zuſpringen, kam auf dem Bahnhof die 20jährige Ella Jürgang zu

Fall und wurde überfahren. Sie war ſofort tot. Zöſchen. Selbſt
mord durch Ertränken beging hier die 18jährige Minna Raticke aus
Döllnitz. Die Leiche konnte noch nicht geborgen werden. Naum-
burg. An der oberen Jenaer Straße find die erſt im Herbſt ge
pflanzten Kirſchbäume bis auf wenige, die nicht gut gewachſen
woren, vorſichtig ausgerodet und geſtohlen worden. Deſſanu. Nach
einer Verfügung der anhaltiſchen Schulregierung wird von Oſtern
an in den höheren Schulen, die bisher als erſten fremdſprachlichen
Unterricht Franzöſiſch hatten, ſtatt deſſen Engliſch eingeführt.

18 Quittung.
Zur Nachahmung empfohlen!

Zur Unterſtützung ihres Parteiblattes zahlten:
l. an nicht zur ückzahl A. Kolbe. Torgau 100 M.
baren Beiträgen: H. K., Neu-Röſſen 500

Plötz, Halle 200 M. Schüler Alfred Neidel,
Kraſemann, Gerbſtedt 800 Zahna, verzichtet auf
Hädicke, Halle. 100 ſeinen Botenlohn vom
R. Wilhelm, Elſterwerda 100 Monat Januar zugun
Prinzler, Stolberg 100 ſten des Zeitungsunter-
Otto Böhme, Obhauſen 100 ſtützungsfonds 1095
Martha Schneider, 300 2. an unverzins-
Dörner, Halle z 480 lichen Anteilen:T z in Behr i tThielentann. Bedra 19 O B. Halle 1000Ruprecht, Bedra 100 W. HFricke, Braunsdorf 100
K. Koch, Teutſchenthal 1000

Halle 1000Halle 1000 IS G., Sangerhauſen 500K&. Köhbler, C eutſchenthal 1000 J RArndt Sunzer zauſen 200 4

c J h 3 K z 5950 2 h L je ar utſa C uth. z Schulgze, Sangerhauſen 200
Cmil Schröder, Torgau 100 Veck, Sangerhauſen 100
C z l 3Vom Stiftungsfeſt des Vörſch, Sange hauſen 100

Halle. geſammelt durch Schulze Sangerb 4G 9267 Schulze, Sangerhauſen 1003 702 u ad 3geſammelt durch W. H. 2750 Bereits quittiert 264 032

von A. L. 5000 291 822 M.Weitere Beträge ſende man an das Poſtſcheckkonto 203 19 Erfurt
oder direkt au Berlag „Volfsblatt“, G. m. b. H., Halle.

v t tVerantwortliche Redakteure: Für Politik und Wirtſchaft:
F. O. H. Schulz für Halle und Saalkreis ſowie für Gewerk
ſchaftliches: Gottlieb Kaſparek:; für den provinziellen Teil:
Karl Garbe; für das Feuilleton: Hermann Lange: für den
Anzeigenteil: Wilh. Her zig. Verlag: Volksblatt G. m. b. H.
Druck: Halleſche Genoſſenſchaftehnuchdanckferei, e. G. imn, b. H.,

Halle Saale, Harz 4244.
h

ſo Hautnusschae, Belnechäden (Granpiaden)

ist San.- Rat Dr. Strahl's Haussalhe ein seit Jabrzehnten be-
Kkanntes und wirksames Mittel. 2850Zu baben: Halle, Viktorig-Apotheke, Gr. Steinstrasse 32.

Jeder einzelne muß ſich des Ernſtes
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